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Einwohnerstatistik Januar 2018
Gesamt Zuzüge Wegzüge Geburten Sterbefälle

Rangsdorf 9888 36 28 6 11

Ortsteil Groß Machnow 1304 4 5 1 2

Ortsteil Klein Kienitz 175 1 0 0 0

Gesamtbetrachtung 11367 41 33 7 13
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Sitzung des Ausschusses für Gemeindeentwicklung, Bauen und  
Naturraumentwicklung am 20.03.2018; Bebauungsplan RA 26 „Zülowniederung/ 

Langer Berg“; Beantwortung der durch die BI für ein l(i)ebenswertes Rangsdorf in der  
Sitzung der Gemeindevertretung am 08.03.2018 im Rahmen der Einwohnerfragestunde  

eingereichten Fragen, die durch E-Mail vom 09.03.2018 ergänzt wurden

Zu Ihren Fragen nehme ich im Folgenden als Bürgermeister Stellung. Die 
Gemeindevertretung kann sich nur nach Beschluss als Organ zu den Fragen 
äußern. Dazu werde ich eine entsprechende Beschlussvorlage vorbereiten 
lassen. Über die Antworten bitte ich Sie die Mitglieder der Bürgerinitiative 
zu informieren. Die Fragen und Antworten werde ich auch im nächsten All-
gemeinen Anzeiger abdrucken lassen. 

Weiterhin möchte ich darauf hinweisen, dass viele Ihrer Fragen Sugges- 
tivfragen sind, die sich durch vorherige Rückfrage in der Gemeinde vermut-
lich größtenteils erledigt hätten, da Sie von falschen Annahmen ausgehen. 
Im Übrigen möchte ich Sie um einen angemessenen und sachlichen Ton in 
der Debatte bitten. So habe ich den B-Plan nicht aufgestellt, dieser ist auf 
der Grundlage von Beratungen und Beschlüssen der Gemeindevertreter er-
folgt. Als Bürgermeister habe ich diese Beschlüsse umzusetzen (Prinzip der 
Gewaltenteilung gem. Grundgesetz).

Themenbereich 1: „Waldcharakter“

1) Sieht / sah die Gemeinde Rangsdorf keine andere Möglichkeit 
zur Erhaltung des Waldcharakters als durch einen Bebauungsplan?

Die Attraktivität der Gemeinde Rangsdorf als Wohnstandort führt zu einer 
immer intensiveren Nutzung der Grundstücke und infolgedessen zu einer 
baulichen Verdichtung. Diese erfolgt in der Regel zu Lasten des Baumbe-
standes, so dass sich der Waldsiedlungscharakter und damit das Ortsbild 
immer stärker verändert. Dieses ist insbesondere bei den Grundstücken zu 
beobachten, die nach einer Waldumwandlung bebaut werden. Die Gemeinde 
Rangsdorf verfolgt das Ziel, den Charakter der betroffenen Bereiche zu erhal-
ten. Dazu reicht die kommunale Baumschutzsatzung nicht aus, da sie bei der 
Erteilung einer Waldumwandlungsgenehmigung für Waldflächen nicht greift. 
Gerade diese Problematik wurde bei den Beratungen zum Maßnahmenkon-
zept zum Erhalt des Waldcharakters und von Bäumen und Gehölzen in der 
Gemeinde Rangsdorf im Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bauen und 
Naturraumentwicklung und in der Gemeindevertretung auch mit der Forstbe-
hörde und dem Rechtanwalt der Gemeinde intensiv beraten. Deshalb sollen 
für die betroffenen Bereiche Bauleitpläne aufgestellt werden, mit denen die 
Gemeinde Festsetzungen zur Regelung der baulichen Nutzung treffen kann 
zum Erhalt des Ortsbildes bei gleichzeitiger Beachtung der Belange eines 
sparsamen Umganges mit Grund und Boden und einer zeitgemäßen Grund-
stücksnutzung. Die Ziele der Planung sind daher z. B: 



MITTEILUNGEN des Bürgermeisters| 4 |  14. April 2018 | Nr. 4 | Woche 15

— Mitteilungen des Bürgermeisters —

–	 Festsetzung von Mindestgrößen für Baugrundstücke
–	 Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung (GRZ und GFZ)
–	 Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung und Festsetzung der Bebau-

ung 
–	 Aufnahme von Pflanz- und Erhaltungsbindungen für Bäume
–	 Festsetzung von Baum- und Pflanzenlisten 

Der Bebauungsplan (B-Plan) wurde aufgestellt, um das Ortsbild, das in wei-
ten Teilen Rangsdorfs durch Waldbaumbestände geprägt ist, zu erhalten. 
Es gab mehrere Bereiche, für die eine Aufstellung eines Bebauungsplanes 
für notwendig erachtet wurde. Zum Beispiel auch um den Weinberg oder 
für die sogenannte Waldsiedlung. Es wurde festgelegt, mit den Bereich um 
den Langen Berg zu beginnen. Als erstes Vorhaben wurde der B-Plan RA 26 
„Zülowniederung – Langer Berg“ aufgestellt. Der Geltungsbereich wurde 
dabei so festgelegt, dass er die Bereiche umfasst, in denen Sicherungsbe-
darf besteht.

2) In Ihrer eigenen Begründung zum B-Plan (S.59) ist zu lesen, dass 
die Forstbehörde zu den größtenteils 120-130 Jahre alten Kiefernbe-
ständen sagt, dass diese „abnehmend vital sind … und keine lan-
ge Lebensprognose hätten“. Warum nehmen Sie nicht zur Kenntnis 
oder verstehen nicht, dass diese in den nächsten Jahren reihenwei-
se umfallen werden, was durch den B-Plan nicht verhindert werden 
kann? Dann ist der Waldcharakter wirklich zerstört.

Ich bitte Sie, richtig zu zitieren: 
„Die Forstbehörde weist im Rahmen der Abstimmungen auf das Bestandsal-
ter bei den Kiefern von 120 bis 130 Jahren hin. Dieses Alter ist bei Kiefern 
bereits mit abnehmender Vitalität verbunden. Eine sehr lange Lebens-Pro-
gnose haben diese Bäume nicht mehr. Hinzu kommt, dass sich Kiefern in 
diesem Alter nur noch schwer an geänderte Standortbedingungen (insbe-
sondere Kronenstatik bei Freistellung und Eingriffe in das Wurzelsystem) 
anpassen können. Aus forstfachlicher Sicht wird daher eine Neupflanzung 
als günstiger beurteilt. Dies spiegelt sich wieder in der Festsetzung von 
Baum- und Pflanzlisten.“

Die Bäume werden sicher in den nächsten Jahrzehnten je nach Vitalität zu 
fällen sein. Die Bäume unterliegen, wenn sie sich nicht im Wald befinden, 
den Regeln der Baumschutzsatzung. Danach wird eine Fällung genehmigt, 
wenn entsprechende Gefahren bestehen. Für diesen Fall ist in der Baum-
schutzsatzung eine Ersatzpflanzung geregelt. Die Baumschutzsatzung enthält 
eine Liste der für die sehr verschiedenen Standorte in der Gemeinde Rangs-
dorf grundsätzlich geeigneten Baumarten. Der B-Plan enthält eine Pflanzliste 
zur Auswahl dafür im B-Plan-Gebiet standörtlich geeigneter Baumarten, die 
ausdrücklich als „Empfehlung“ zu verstehen ist, nicht als zwingende Vor-
gabe.
Bei Pflanzverpflichtungen bei Neubauvorhaben nach Waldumwandlungsge-
nehmigungen sind die Altbäume auf dem Grundstück anrechenbar, so dass 
ein Teil der Bäume künftig möglichst nicht gerodet wird. 

Die sofortige Fällung aller Kiefern in diesem Bereich aufgrund des Alters 
ist nicht zu begründen, da die Vitalität derzeit in den weit überwiegenden 
Fällen immer noch gegeben ist, und würde das Ortsbild in der Tat zerstören, 
da die Nachpflanzungen erst nach vielen Jahren wieder die Höhe und Kro-
nendichte des derzeitigen Bestandes erreichen können. Dennoch besteht 
mit zunehmendem Alter bei gleichaltrigen Baumbeständen das steigende 
Risiko, dass diese innerhalb von wenigen Jahren ihre Vitalität einbüßen und 
gefällt werden müssen, ohne dass ein Nachwuchs bereits herangewach-
sen ist. Durch die Regelungen des B-Planes ist ein allmählicher Ersatz der 
Kiefern durch andere Baumarten möglich. Eine dafür – unabhängig von der 
Bebauungsplanung nötige Änderung der gemeindlichen Baumschutzsatzung 
– wurde von Herrn Brockhaus für die SPD-Fraktion angeregt, um einen suk-
zessiven Generationswechsel insbesondere gleichaltriger Baumbestände im 

Gemeindegebiet zu ermöglichen.

3) Warum haben Sie es in Ihrer Amtszeit, Herr Rocher, bisher nicht 
geschafft, ein „Waldkonzept“ oder eine „Aufforstungsplanung“ zu 
entwickeln, warum machen Sie das jetzt quasi 5 vor 12?

Ein Maßnahmenkonzept zum Erhalt des Waldcharakters und von Bäu-
men und Gehölzen in der Gemeinde Rangsdorf wurde auf Initiative der 
SPD-Fraktion in der Gemeinde erstellt, mehrfach und intensiv beraten und 
am 07.04.2015 durch die Gemeindevertretung einstimmig beschlossen. Das 
Konzept ist auf der Internetseite der Gemeinde (www.rangsdorf.de < Ver-
waltung < Konzeptionen) einsehbar. In diesem Konzeptentwurf wird unter 
Punkt 4.4 festgestellt: „Nur durch eine verbindliche Bauleitplanung [B-Plan] 
ist eine Sicherung des Waldcharakters in großen Siedlungsgebieten des 
Gemeindegebietes möglich. Dabei müssen die Dynamik (Alterung, Abster-
ben, Verjüngung) der Entwicklung und Verbindungen zwischen Waldstücken 
berücksichtigt werden. Die Baumschutzsatzung der Gemeinde ist nach den 
Erfahrungen der letzten Jahre dazu allein nicht ausreichend. Die Gemeinde 
strebt an, den waldähnlichen Charakter durch Bebauungsplanverfahren (mit 
Veränderungssperre) zu erhalten. Hierzu sind entsprechend den finanziellen 
Möglichkeiten im Haushalt der Gemeinde Planungen möglich. Prioritäten 
sind dabei der Bereich westlich der Zülowgrabenniederung und auf dem 
Langen Berg, danach die Waldhöhe sowie Flächen um den Weinberg.“ Der 
B-Plan RA 26 „Zülowniederung – Langer Berg“ dient somit der Umsetzung 
des sog. „Waldkonzeptes“ in den Siedlungsbereichen. Es handelt sich dabei 
aber nicht um eine Aufforstungsplanung. Das „Waldkonzept“ enthält jedoch 
weitere Aussagen zur Bewirtschaftung des Gemeindewaldes, zur Sicherung 
der Waldflächen auf den Hügeln sowie zu den Waldflächen der Niederungen 
und am See. 

4) Was tut die Gemeinde Rangsdorf, um auf ihren eigenen kommuna-
len Waldflächen den Waldcharakter zu erhalten und die Sicherheit 
der Bürger zu gewährleisten?

Auf die Aussagen des „Waldkonzeptes“ zur Bewirtschaftung des Gemein-
dewaldes wird verwiesen. Die Bewirtschaftung kommunaler Waldflächen, 
und damit auch die Fällung und Aufforstung, erfolgt entsprechend der Sat-
zung der Forstbetriebsgemeinschaft (FBG) „Fresdorfer Heide“, der sich die 
Gemeinde angeschlossen hat und die sich dazu mit der Gemeinde abstimmt. 
Die Gemeinde hat jedoch keine großen, zusammenhängenden Waldflächen, 
sondern meist nur kleine Teilflächen, die sinnvoll nur im Zusammenhang mit 
den umgebenden Teilflächen bearbeitet werden können. Für alle Waldflä-
chen gilt das Bundes- und Landeswaldgesetz, das die Gemeinde bzw. die 
von ihr beauftragte FBG zu beachten hat. Bezüglich der Sicherung gilt im 
Wald im Übrigen eine eingeschränkte Verkehrssicherungspflicht gegenüber 
Verkehrsflächen.

5) Hätte man das Ziel, die Erhaltung des Waldcharakter im 
B-Plan-Gebiet bzw. ganz Rangsdorf nicht durch eine vernünftige 
Kommunikation mit der Unteren Forstbehörde, mit dem Zweck den 
Kahlschlag beim Neubau zu unterbinden, verhindern können?

Es besteht seit Jahren eine sehr gute Kommunikation und Zusammenar-
beit der Gemeinde mit der Unteren Forstbehörde. Da bei Waldflächen, die 
von der Unteren Forstbehörde festgesetzt werden, das LWaldG gilt, bedarf 
eine Nutzungsänderung einer Waldumwandlung. Die Waldumwandlungsge-
nehmigung ist klar geregelt und lässt generell eine Holzung des gesamten 
Baumbestandes zu, eine Einschränkung ist dabei rechtlich nicht möglich. Die 
Ersatzmaßnahmen werden i. d. R. über Walderhaltungsabgaben gesichert, da 
den Antragstellern meist keine (eigenen) Flächen für geeignete Aufforstun-
gen zur Verfügung stehen. Diese werden dann nach Bedarf durch die Untere 
Forstbehörde an anderer Stelle, meist außerhalb der Gemeinde, umgesetzt. 
Aus diesem Grund kann ein Kahlschlag bei einer solchen Genehmigung nicht 
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untersagt werden. Die Pflanzverpflichtung im B-Plan mit Anrechnung des 
Altbaumbestandes soll jedoch dazu führen, dass zur Vermeidung der Kosten 
von Neupflanzungen ein Teil des Altbaumbestandes künftig erhalten wird. 

6) Anfrage: Wie viele freie Baugrundstücke bzw. Grundstücke mit 
Bauerwartungsland gibt es im B-Plan-Gebiet überhaupt noch?

Als Bauerwartungsland gelten Flächen, die im Flächennutzungsplan der Ge-
meinde als künftiges Bauland ausgewiesen sind oder auf denen eine künfti-
ge Bebaubarkeit zu erwarten ist. Solche Flächen gibt es im B-Plan-Gebiet gar 
nicht, da es sich um einen Bestands-B-Plan handelt, der Bereiche mit einer 
bisherigen Bebaubarkeit nach § 34 bzw. § 35 BauGB umfasst. Größere Bauf-
lächen für künftige Bebauung liegen hier nicht vor. Ihre Frage zielt vermutlich 
auf die mögliche Zunahme der Wohnbebauung, also wie viele Grundstücke 
derzeit ungenutzt bzw. zu Erholungszwecken genutzt werden. Hierzu möchte 
ich auf Abb. 9 in der Begründung zum B-Plan verweisen, in der die Nutzung 
der Grundstücke mit Stand 20.12.2017 erfasst wurde. Wenn ich mich nicht 
verzählt habe, handelt es sich um 69 Wochenendgrundstücke, 13 unbebaute 
Grundstücke, 1 Wohngrundstück mit Leerstand und nach der Abb. 26 um 
16 umnutzbare Waldgrundstücke. Dabei ist zudem zu beachten, dass ein 
Teil der Wohngrundstücke mit z. T. sehr alten Gebäuden bebaut ist, die von 
Zustand und Ausstattung her nicht den heutigen Anforderungen entsprechen 
und oftmals für eine Neubebauung abgerissen werden. Auch dann greifen 
die Festsetzungen des B-Plans.

7) In Ihrer Postwurfsendung schreiben Sie, dass es im B-Plan-Ge-
biet „über das bisherige Maß“ gebaut worden sei und der gesamte 
Baumbestand „ersatzlos“ gerodet wurde. Bitte benennen Sie die 
Zahl der betroffenen Grundstücke nebst Adresse.

Ich werde hier keine Liste der Bauvorhaben vorlegen, zumal ich denke, dass 
die massiven Bebauungen allgemein bekannt sind. Es gab Beschwerden von 
Bürgern über solche Vorhaben mit der Forderung, die massive Bebauung und 
Fällungen zu unterbinden. Auch jetzt wurden von einzelnen Bürgern wieder 
Sorgen an die Gemeinde herangetragen, dass es in Zukunft wieder zu mas-
siveren Bebauungen (z. T. auch von Investoren ohne Eigenbedarf) kommen 
kann, wenn ein B-Plan hier keine Regelungen treffe. Die Vorhaben wurden 
im Bauausschuss beraten und das Einvernehmen der Gemeinde versagt. Im 
Rahmen des Bauantragsverfahrens wurde durch den Landkreis die Versa-
gung des Einvernehmens ersetzt, so dass die Vorhaben umgesetzt werden 
konnten. Im Übrigen enthält die Präsentation des Planungsbüros zur Sitzung 
des Gemeindeentwicklungsausschusses am 15.09.2015  (unter www.rangs-
dorf.de < Politik < Bürgerinformation < Sitzungen < Sitzungskalender, Anlage 
zur Tagesordnung der Sitzung vom 15.09.2015 (2015-09-15 Bauausschus-
s_B-Plan)) beispielhaft Luftbilder solcher Grundstücke vor und nach einer 
Bebauung 

8) Warum hat man Areale wie die Feng-Shui-Siedlung oder andere 
Neubaugebiete in der Gemeinde nicht ähnlichen Kriterien (wie z. B. 
Pflanzverpflichtungen) auferlegt?

Die B-Pläne der Gemeinde, wie auch der B-Plan RA 9-3 „Rangsdorf Südwest 
1A“ (von Ihnen als Feng-Shui-Siedlung bezeichnet), enthalten i. d. R. in den 
grünordnerischen Festsetzungen Pflanzverpflichtungen.
Beispielhaft hier die Textlichen Festsetzungen Nr. 6-8 aus dem B-Plan RA 
13-2 „Stadtweg Mitte“
6. 	 Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche sind insgesamt 20 Bäume zu 

pflanzen. Dafür sind zur Kompensation geeignete Bäume der Pflanzliste 
in angegebener Qualität zu verwenden. Dies gilt nicht für die öffentliche 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buch-
stabe a BauGB)

7. 	 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete ist pro angefangene 200 qm 
Grundstücksfläche ein Baum zu pflanzen. Dabei darf höchstens jeder 

dritte Baum ein Obstbaum sein. Für die Pflanzungen sind zur Kompen-
sation geeignete Bäume oder Obstbäume der Pflanzliste in angegebener 
Qualität zu verwenden.  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)

8. 	 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete müssen auf 10 % der Grund-
stücksfläche mindestens 1 m breite, frei wachsende Hecken angelegt 
werden. Je Quadratmeter Hecken sind zwei Sträucher der Pflanzliste 
in angegebener Qualität zu pflanzen. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a 
BauGB)

Der B-Plan enthält auch eine Pflanzliste.

Die B-Pläne sind auf der Internetseite der Gemeinde Rangsdorf (www.rangs-
dorf.de < Verwaltung < Planen und Bauen < Bebauungspläne) einzusehen.

Unterschiede in den Festsetzungen ergeben sich daraus, dass der B-Plan RA 
26 einen Bereich mit Altbaumbestand (d. h. eine bestehende Waldsiedlung) 
überplant und die Neubaugebiete in der Regel auf unbebauten Freiflächen 
ohne Baumbestand errichtet wurden.

9) Der Waldbestand ist offenkundig krank. Übernehmen Sie bei 
Verweigerung der Fällgenehmigung (oder auf den Waldflächen der 
Gemeinde) die volle Haftung für Personenschäden? Wie sieht es mit 
Sachschäden an unseren Häusern oder denen evtl. geschädigter 
Nachbarn aus?

Wenn Ihnen ein Gutachten vorliegt, das belegt, dass der Waldbestand krank 
ist so bitte ich Sie, mir dieses zur Verfügung zu stellen. Die unter 2) genannte 
abnehmende Vitalität bedeutet nicht, dass der Bestand krank ist. Im Übrigen 
gilt die Baumschutzsatzung der Gemeinde. Sofern einer Fällung nicht zuge-
stimmt wurde, haftet bei Schäden (außer bei höherer Gewalt) die Gemeinde 
über ihren Kommunalversicherer. Dies gilt auch für Straßenbäume. Im Wald 
selbst gilt gem. § 14 LWaldG im Übrigen eine eingeschränkte Verkehrssi-
cherungspflicht. 

10) An alle GV: Würden Sie alle bereit sein, die Hälfte Ihres Baulan-
des in Wald oder Ackerfläche umwandeln zu lassen?

Weder im B-Plan-Gebiet noch andernorts in der Gemeinde Rangsdorf gibt es 
Bauland, das in Wald oder Ackerland umgewandelt wurde. Ihre suggestiv 
gestellte Frage bezieht sich jedoch offenbar auf die Festsetzung von Bau-
grenzen im B-Plan-Gebiert. Damit werden zusammenhängende Grün- und 
Gartenbereiche erreicht, keine Waldgebiete oder Ackerflächen. Auch nach 
§ 34 BauGB (ohne Bebauungsplan) können Sie nicht die gesamte Grund-
stücksfläche überbauen und versiegeln. Der B-Plan regelt lediglich mit den 
Baugrenzen die Lage der überbaubaren Flächen. Beim Umfang bzw. der Be-
rechnung der überbaubaren Fläche (GRZ) wird jedoch die Gesamtfläche des 
Grundstückes herangezogen.

Themenkomplex 2: Fragen zum B-Plan RA 26 und seinen Folgen 

Hierzu sei die Anmerkung erlaubt, dass dieses auch schon Thema des Kom-
plexes 1 war.

11) Warum wurden die Baulinien und die GZR nicht auf die ein-
zelnen Grundstücke oder deren Topographie angepasst? In vielen 
Fällen lasst sich innerhalb der Baugrenzen einfach kein zweites 
Gebäude oder Hauptgebäude errichten. Fazit: auch wenn die GRZ 
eingehalten würde, könnte nicht gebaut werden.

Die Baugrenzen (nicht Baulinien) wurden so gefasst, dass zusammenhän-
gende Baubereiche und Gartenbereiche beachtet werden, wobei vorhande-
ne Bebauung und Strukturen berücksichtigt wurden. Die Baugrenzen haben 
i. d. R. eine Tiefe von 27 m, z. T. mehr. Damit besteht genügend Raum, um ein 
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Hauptgebäude mit Nebenanlagen in diesem Bereich zu errichten. Die gene-
relle Errichtung eines zweiten Hauptgebäudes ist nicht Ziel des B-Planes RA 
26. Zu den Zielen verweise ich auf meine Antwort zu Frage 1. Das Ortsbild 
ist in diesem Bereich durch größere, durchgrünte Grundstücke geprägt, auf 
denen i. d. R. ein Hauptgebäude steht. Die Baugrenzen und die GRZ lassen 
bei größeren Grundstücken ggf. auch zwei kleine Hauptgebäude oder ein 
Doppelhaus zu, das ist aber nicht primäres Ziel des Planes.

12) Warum verzichten Sie nicht auf die blauen Baugrenzen? Sie ha-
ben doch mit der Baugenehmigung die GRZ-Zahl „unter Kontrolle“?

Im Vorentwurf des B-Planes RA 26 (Stand August 2015, s. BV/2015/274) wa-
ren die Baugrenzen noch nicht differenziert, sondern umfassten die gesam-
ten Grundstücksbereiche mit Ausnahme eines 3 m-Abstandes zu den Ver-
kehrsflächen. Im Rahmen der Beratung im Gemeindeentwicklungsausschuss 
wurde u. a. auf Antrag der SPD-Fraktion die engere Fassung der Baugrenzen 
empfohlen, um möglichst zusammenhänge waldartige Flächen zu ermögli-
chen bzw. zu sichern, und der B-Plan mit den Änderungen am 15.10.2015 zur 
Auslegung in der frühzeitigen Beteiligung beschlossen. Diese Änderung ist 
auch aus der Präsentation des Planungsbüros zum Bauausschuss ersichtlich 
(s. unter www.rangsdorf.de < Politik < Bürgerinformation < Sitzungen < Sit-
zungskalender, Anlage zur Tagesordnung der Sitzung vom 15.09.2015 (2015-
09-15 Bauausschuss_B-Plan). Sie dient auch der städtebaulichen Ordnung 
und vermeidet Konflikte, wenn für die Errichtung neuer Gebäude mehrere 
Bäume in zusammenhängend bestockten Flächen gefällt werden, was die 
Bäume auf Nachbargrundstücken regelmäßig beeinträchtigt. 

13) Wie können Sie die hohen Kosten des B-Planes (bis jetzt 250 T €) 
gegenüber den länger ungelösten Problemen in der Gemeinde wie 
Hortsanierung oder Straßenbeleuchtung rechtfertigen?

Ich bitte Sie um Auskunft, woher Ihre Angabe zur angeblichen Höhe der 
bisherigen Kosten rührt.  
Diese ist für mich nicht nachvollziehbar. Die Kosten belaufen sich seit 2015 
auf der Grundlage der HOAI für die Planung einschl. Umweltbericht, Alt-
lastenbeprobung und Schallgutachten auf 160.266,01 €, davon sind noch 
offen 35.744 €. Die Gemeindevertretung hat die Aufstellung des B-Planes 
beschlossen und die Mittel im Haushalt dafür bereitgestellt. Über die Bereit-
stellung von Haushaltsmitteln entscheidet die Gemeindevertretung, in der 
der Bürgermeister 1 von 22 Stimmen hat.  

14) Haben die Gemeindevertreter diese Ausgabe gebilligt, wenn ja, 
veröffentlichen Sie das Abstimmungsergebnis (anonym, aber mit An-
gabe der jeweiligen Fraktion). Wenn nicht, warum? Wurden Sie von 
Ihnen, Herr Rocher, über die Kosten informiert?

Wie bereits zur Frage 13) ausgeführt, haben die Gemeindevertreter sowohl 
die Aufstellung des B-Planes als auch dessen Finanzierung beschlossen. 
Die Abstimmungsergebnisse zu allen Beschlüssen seit 2012 finden Sie im 
Internet im Bürgerinformationssystem, diese sind schon veröffentlicht. Aller-
dings werden bei der Abstimmung nur die Stimmen dafür, dagegen und die 
Enthaltungen gezählt, es wird meist nicht erfasst, wer oder welche Fraktion 
wie abstimmt. Dies ist nur bei ausdrücklichem Antrag auf namentliche Ab-
stimmung der Fall. Ein solcher wurde zu den Beschlüssen zu RA 26 bisher 
nicht gestellt.

Im Übrigen sind die Planungskosten für die Bauleitplanung in der Gemeinde 
in der jeweiligen Haushaltsatzung angegeben. Die Beschlüsse und Abstim-
mungsergebnisse zu den Haushaltssatzungen finden Sie unter www.rangs-
dorf.de < Politik < <Bürgerinformation. Auch diese sind also schon lange 
öffentlich zugänglich. 

15) Im Artikel der MAZ von heute, 8.3.2018, spricht Herr Brockhaus 

von möglichen Ausnahmen. Warum lassen Sie nicht einfach die 
Baugrenzen entfallen und konzentrieren sich auf die Einhaltung der 
GRZ-Zahl?
Das BauGB lässt gem. § 31 Ausnahmen und Befreiungen von Festsetzungen 
des B-Planes zu. Entsprechend begründeten und rechtlich zulässigen An-
trägen hat die Gemeindevertretung, bzw. der Hauptausschuss, im Einzelfall 
zugestimmt. Die Baugrenzen wurden, wie zu Frage 12 ausgeführt, nach Be-
ratung in den Gremien der Gemeindevertretung aufgenommen und bestätigt 
und im bisherigen Verfahren auch von den Trägern öffentlicher Belange und 
der Öffentlichkeit bisher nicht beanstandet. Eine Änderung der Baugrenzen 
wäre eine wesentliche Änderung, die eine nochmalige Auslegung und damit 
nochmalige Kosten verursachen würde. Da die Veränderungssperre dann 
nicht mehr gelten würde, könnten die Ziele des B-Planes bis zur Rechts-
kraft unterlaufen werden. Da Sie Ihre Ablehnung der Baugrenzen bisher 
nicht sachlich begründet haben, sehe ich derzeit keine Veranlassung für 
eine Änderung. Es steht den Gemeindevertretern natürlich frei, eine solche 
Forderung in die Abstimmung einzubringen. Baugrenzen gibt es übrigens 
auch in anderen B-Plänen, ohne dass es Bedenken hinsichtlich von „wertlo-
sem Land“, „unbebaubaren Flächen“ etc. gab (z. B. RA 1 „See-Enden“, RA 
4 „Wohnbebauung am Mühlenberg“, RA 6 „Grenzweg“, RA 9-3 „Rangsdorf 
Südwest 1A“, RA 9-5 „Puschkinstraße Süd“, RA 15 „An der Seebadallee“, 
RA 24 „Stadtweg Rangsdorf“).

16) Bezahlt die Gemeinde Rangsdorf die Kosten der vorgeschriebe-
nen Gartenbepflanzung bzw. Zwangsaufforstung?

Eine Aufforstung im B-Plan-Gebiet ist nicht vorgesehen. Die Neuanlage von 
Wald (Erstaufforstung) würde auch gem. § 9 LWaldG die Genehmigung der 
unteren Forstbehörde erfordern. Eine Wiederaufforstung ist nur möglich, 
wenn die Fläche forstrechtlich Wald ist und dies bleiben soll. Im Übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 2 hingewiesen. Bei Neubauvorhaben sind 
Pflanzungen als Ersatz vorzunehmen, wobei vorhandene Bäume unabhängig 
von der Pflanzliste auf die Pflanzverpflichtung angerechnet werden. Diese 
Maßnahmen zahlt bei Bauvorhaben der Eigentümer.

Auf einem Großteil der Grundstücke stehen mehr Bäume als in der Mindest-
begrünung festgesetzt. Bei Neubauvorhaben kann der Bauherr die Standorte 
der neu zu setzenden Bäume unter Berücksichtigung bestimmter Rahmen-
bedingungen (z. B. nachbarrechtliche Abstände) frei wählen. Vorhandene 
Bäume unterliegen nach wie vor der Baumschutzsatzung und sind nicht für 
Neupflanzungen zu fällen. 

17) In Ihrer Postwurfsendung vom 7.3.18 schreiben Sie „Grundlage 
des Planes ist die aktuelle Liegenschaftskarte des Katasteramtes. In 
dieser Karte sind nicht alle Gebäude eingemessen.“ Aber: unser Ne-
bengebäude wurde 2012 durch einen amtlichen Vermesser erfasst. 
Warum ist es trotzdem nicht im B-Plan ersichtlich?

Diese Frage kann ich Ihnen nicht beantworten. Sofern  Sie einen Vermesser 
mit der Gebäudeeinmessung auf Ihrem Grundstück beauftragen und der Ver-
messer diesen Plan zur Übernahme in das Liegenschaftskataster an das Ka-
tasteramt weiterreicht, werden die Angaben in das Kataster übernommen. 
Ggf. erkundigen Sie sich hierzu bei dem von Ihnen beauftragen Vermesser, 
warum die Übernahme nicht erfolgt ist. 

18) Was haben das Einschränken von Einfriedungen mit dem „Wald-
charakter“ oder „städtebaulicher Ordnung“ zu tun?

Nach der Brandenburgischen Bauordnung vom 19.05.2016 sind Mauern, ein-
schließlich Stützmauern, und Einfriedungen mit einer Höhe bis zu 2 Meter, 
außer im Außenbereich, als genehmigungsfreie Vorhaben zulässig. Da sol-
che Einfriedungen zur Straße hin das Ortsbild prägen und der Waldcharakter 
durch die hohen Mauern nicht mehr sichtbar ist, können Sie ortsbildprä-
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gend und ortsbildverändernd sein. Daher sollen solche Einfriedungen zur 
Straße hin nicht zulässig sein, sondern es sollen Einfriedungen bis 1,30 m 
Höhe erlaubt werden, die den Durchblick nicht gänzlich verwehren. Diese 
Festsetzung bezieht sich nur auf bauliche Anlagen, nicht auf Hecken und 
Eingrünungen, die den Waldcharakter noch unterstreichen und natürlich 
weiter zulässig sind. Diese Festsetzung gilt Übrigens ausschließlich für die 
Grundstücksseite zur Straße.
´
19) Sie sprechen von „Ortsbild“ und „städtebaulichem Charakter“, 
warum gestatten Sie keine „lockere Bebauung“? Denn: Auch wenn 
kein Baum gefällt zu werden bräuchte, darf ich (auch bei Einhaltung 
der GRZ) nicht außerhalb der Baugrenzen (blaue Linien) bauen. Wa-
rum wird das verwehrt?

Die Einhaltung der Baugrenzen widerspricht keiner lockeren Bebauung. Im 
Übrigen verweise ich auf die Ausführungen zu den Fragen 11, 12 und 14.

20) Hanggrundstücke mit starkem Gefälle sind durch die GRZ be-
nachteiligt (Hangsicherungsmaßnahmen wirken sich auf die GRZ 
aus). Warum wird das nicht berücksichtigt?

Das starke Gefälle stellt zum einen mit oder ohne B-Plan ein Problem für 
die Bebaubarkeit dar. Und auch nach § 34 BauGB kann das Grundstück nicht 
nach Belieben befestigt und versiegelt werden. Bei der Ermittlung der GRZ 
nach § 19 BauNVO 2013 werden die Grundflächen aller baulichen Anlagen, 
wie Gebäude, Nebenanlagen und befestigte Flächen voll angerechnet. Die 
zulässige Grundfläche kann um bis zu 50  % für Nebenanlagen, auch au-
ßerhalb der Baugrenzen, überschritten werden. Sie sprechen offenbar von 
befestigten Wegen, Treppen etc. die bei starker Hanglage anzulegen sind. 
Diese gehen aber nur in die Berechnung ein, wenn dadurch eine Versiege-
lung erfolgt. Es gibt auch Möglichkeiten der Herstellung in versickerungsfä-
higer Bauart, so dass keine Anrechnung erfolgt.  Im Übrigen verweise ich auf 
die Antwort zu Frage 15.

21) Warum wird das Gebiet der Altlasten (Fläche a) nicht korrekt be-
zeichnet? Im B-Plan steht, dass es sich um belasteten Boden handelt, 
in Wirklichkeit ist in diesem Gebiet aber das Grundwasser betroffen. 
So, falsch, gekennzeichnete Flächen könnten an Wert verlieren.

Die Fläche a und die Erläuterungen dazu sind nachrichtlich vom Umweltamt 
des Landkreises übernommen worden. Wie unter Punkt 3.12. auf S. 138 der 
Begründung zum B-Plan ausgeführt, handelt es sich bei der Fläche a um eine 
LCKW-Schadstofffahne im Grundwasser, die sich vom Standort der ehema-
ligen chemischen Reinigung/Färberei weiterhin Richtung Wasserwerk be-
wegt. Unter der gekennzeichneten Fläche „a“ können die Grundstücke daher 
durch erhebliche Bodenbelastungen (mit Leichtflüchtigen chlorierten Kohlen-
wasserstoffen [LCKW] im Grundwasser bzw. im Schichtenwasser) belastet 
sein, die auf die vormalige Nutzung des Geländes als chemische Reinigung/
Färberei zurückzuführen sind. Art und Umfang der Verunreinigungen sind 
im Umweltbericht zum Bebauungsplan (unter Punkt 2.4 Schutzgut Boden) 
dargelegt. Die Ausweisung der Fläche a erfolgt in der Planzeichnung ge-
mäß Planzeichenverordnung korrekt als „Flächen, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind (LCKW-Fahne)“. Der Wertverlust 
erfolgt hier nicht durch die Ausweisung, sondern ggf. durch die vorhandene 
Belastung im Untergrund.

22) In Ihrer Postwurfsendung vom 7.3.18 schreiben Sie: „Die über-
baubaren Grundstücksflächen sind mit 27 m Tiefe so weit gefasst, 
dass bei Einhaltung der GRZ von 0,2 auch die Errichtung von 2 Haupt-
gebäuden möglich ist“. Frage: Wie passt das zum B-Plan? Die meis-
ten Grundstücke haben ca. 1000 m2. Einzelhaus soll laut BPlan min-
destens 750 m2 sein. Hier widersprechen Sie sich selbst. In meinem 
Falle haben Sie, Herr Rocher, in Gegenwart meines Sohnes gesagt: 

„Natürlich dürfen Sie bauen. Sie müssen nur zu Frau Gossling ge-
hen.“ Diese Dame sagte aber: „Nein, das geht nicht. Es gibt einen 
B-Plan und da können Sie nicht mehr hinten bauen … die Baugren-
ze ist in der Mitte des Grundstückes, bis dahin dürfen Sie anbauen 
oder aufstocken.“ Wer hat denn nun recht?

Die Festsetzungen lassen bei einer GRZ von 0,2 und einem „Baufenster“ von 
ca. 20 m x 27 m durchaus 2 kleinere Gebäude auf einem Grundstück von ca. 
1000 m² zu. Die Festsetzung der Mindestgrundstücksgröße bezieht sich nicht 
auf eine Gebäudeanzahl und zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser. Sofern 
Sie sich also an die Festsetzungen halten, können Sie entsprechend bauen. 
Sie können aber die Baugrenze nicht mit dem Hauptgebäude überbauen und 
müssen die Abstandsflächen einhalten. Daher kommt es auf die Betrachtung 
des Einzelfalles an. Was Sie Frau Dr. Gossing konkret gefragt haben, ist mir 
nicht bekannt.

23) In Ihrer Postwurfsendung vom 7.3.18 schreiben Sie „Solange 
Baumaßnahmen erfolgen, sind auch keine Pflanzverrichtungen um-
zusetzen“. Meine Eltern haben 1973 auch bereits jeden einzelnen 
Baum bezahlt (nachweisbar), Sie werden doppelt belastet. Das be-
trifft sämtliche Alteigentümer, wie wollen Sie mit denen verfahren?

Sie zitieren wiederum nicht korrekt: „Solange keine Baumaßnahmen erfol-
gen, sind auch keine Pflanzverpflichtungen umzusetzen.“ D. h. Pflanzver-
pflichtungen entstehen erst bei der Umsetzung genehmigungspflichtiger 
Bauvorhaben. Und dann sind die Bäume, die bereits vorhanden sind, auf die 
Anzahl der zu pflanzenden Bäume auch anrechenbar. D. h., wenn z. B. die 
Verpflichtung zur Pflanzung von 5 Bäumen bestünde und 5 bereits da sind, ist 
kein Baum mehr neu zu pflanzen. Insofern ist nicht nachvollziehbar, inwiefern 
hier eine Doppelbelastung bestehen soll.

24) Eigentum verpflichtet; selbst wenn der Wald am langen Berg, 
nach Aussage von Herrn Rocher, nicht, oder nur in geringen Teilen, 
in Gemeindebesitz ist, stellt sich die Frage, mit welcher Rechtsauf-
fassung, welcher Rechtsgrundlage, die Gemeinde an uns Grund-
stücksbesitzer herantritt, diese Waldbesitzer/-pächter aber unbehel-
ligt lässt. Wieso bekommen nur wir die die Aufgabe der Erhaltung 
des Waldcharakters auferlegt und jene, welche den Löwenanteil 
an Wald in ihrem Besitz/Pacht halten, außen vorgelassen werden. 
Warum hat die Gemeinde hier keinen Einfluss, z. B. in Sicherheitsbe-
langen, da ja angeblich gemeindeeigene Wege dieses Waldgebiet 
durchkreuzen. Da diese überalterten Bäume jederzeit das Leben der 
Bürger gefährden könnten, müssten die Waldgebiete entweder ge-
sperrt, umzäunt oder aber instandgehalten werden.

Hier geht einiges durcheinander. Eigentum verpflichtet, das ist korrekt. Nach 
Art. 14 soll sein Gebrauch aber zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-
nen. Die Waldbesitzer haben nicht die Pflicht, den „Waldcharakter“ ihrer 
Flächen zu erhalten, sondern ihren Wald zu erhalten, oder nach Ihrer Wort-
wahl „instand zu setzen“. Das regelt das LWaldG, das durch den B-Plan nicht 
außer Kraft gesetzt werden kann. Danach darf Wald auch nicht eingezäunt 
werden. Die Waldflächen am Langen Berg wurden in den 1930er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts parzelliert und verkauft, aber nie baulich genutzt und 
sind nun Wald im Sinne des Bundes- und Landeswaldgesetzes. Der Gemein-
de gehören nur die Flächen, die damals für die Anlage von Straßen vorgese-
hen waren. Bei den derzeit vorhandenen Wegen handelt es sich aber nicht 
um gewidmete Straßen, sondern um öffentlich zugängliche Waldwege, für 
deren Nutzung das LWaldG gilt. „Wer von den Benutzungsrechten nach die-
sem Gesetz Gebrauch macht, handelt auf eigene Gefahr. Die Waldbesitzer 
haften insbesondere nicht für natur- oder waldtypische Gefahren durch Bäu-
me, natur- oder waldtypische Gefahren durch den Zustand von Wegen, aus 
der Bewirtschaftung der Flächen entstehende typische Gefahren, Gefahren, 
die dadurch entstehen, dass Wald in der Zeit von eineinhalb Stunden nach 
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Sonnenuntergang bis eineinhalb Stunden vor Sonnenaufgang (Nachtzeit) 
betreten wird, bei der Ausübung von Betretensrechten sonstige schlechte 
Sichtverhältnisse nicht berücksichtigt werden, ….“
Nur wenn die Schädigung von Personen, die den Wald betreten, von den 
Waldbesitzern vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wird, besteht 
eine Haftung der Waldbesitzer. 

25) Lässt es der geplante Bebauungsplan zu, dass auf Grundstücken 
mit bereits jetzt 5 oder mehr Bäumen (Altbestand) hiebreife Kiefern 
gefällt und durch Bäume gem. vorgestellter Pflanzliste ersetzt wer-
den?

Sofern es sich bei den Grundstücken nicht forstrechtlich um Waldgrundstü-
cke (Feststellung durch die Untere Forstbehörde) handelt, unterliegen die 
Bäume, wie bereits ausgeführt, auch im B-Plan-Bereich der Baumschutzsat-
zung der Gemeinde. Sie können Bäume also nicht, ohne weiteres „ernten“, 
sondern benötigen eine Fällgenehmigung. Wird diese erteilt, können als 
Ersatz Bäume aus der Pflanzliste gepflanzt werden, diese gilt aber nur als 
Empfehlung. Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen.

Themenkomplex 3: 
Fragen zur Kommunikation zwischen Gemeinde und Bürgern

26) Warum hat man nicht im Vorfeld mit den Eigentümern gespro-
chen, bevor man das Geld für einen Bebauungsplan verschwendet?

Die Gemeindevertretung entscheidet über den Gemeindehaushalt und somit 
darüber, wofür in welcher Höhe kommunale Finanzmittel zur Verfügung ge-
stellt werden. Die Verwendung der zur Verfügung gestellten Mittel durch die 
Gemeindeverwaltung unterliegt dem Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Dem Haushaltsabschluss folgt eine Rechnungsprü-
fung. In diesem Rahmen werden von Kommunen mit Unterstützung von Pla-
nungsbüros B-Pläne erarbeitet, um eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung zu sichern. Das gesamte Aufstellungsverfahren für den B-Plan 26 wurde 
öffentlich geführt. Nachfolgend sind nur einige der vielen Veröffentlichungen 
und öffentlichen Diskussionen in der Sache aufgeführt. 

	 Amtsblatt	 Allg. Anzeiger
Aufstellungsbeschluss 
v. 12.03.2015	 20.03.2015, Nr. 3	 11.04.2015, Nr. 4
Beschluss zur Veränderungs-
sperre, Satzung, v 12.03.2015	 20.03.2015, Nr. 3	 11.04.2016, Nr. 4
Beschluss zur Änderung des 
Geltungsbereiches vom 
15.10.2015	 20.10.2015, Nr. 15	 14.11.2015, Nr. 11
Veränderungssperre, Änderung 
des Geltungsbereiches, v. 
15.10.2015	 20.10.2015.Nr. 15	 14.11.2015, Nr. 11
Frühzeitige Beteiligung, 
Auslegung, Beschluss vom 
15.10.2015	 30.10.2015, Nr. 16			 
Einwohnerversammlung 
am 24.11.2015	 30.10.2015, Nr. 16	 14.11.2015, Nr. 11
Auslegung des Entwurfs	 07.08.2017; Nr. 11	 12.08.2017, Nr. 8
Beschluss v. 13.07.2017	 21.08.2017, Nr. 12 
	 (Korr)
Verlängerung der Veränderungs-
sperre, Beschluss 13.07.2017	 07.08.2017, Nr. 11	 12.08.1017, Nr. 8
2. Auslegung des Entwurfs, zu 
den Änderungen, Beschluss 
25.01.2018	 26.01.2018, Nr. 4	 10.02.2018, Nr. 2

Es handelte sich z. T. um mehrseitige Bekanntmachungen mit Karten. Zusätz-
lich wurden die Beschlüsse auch im Allgemeinen Anzeiger aufgeführt. Auch 
waren (und sind auch jetzt noch immer) die Beschlüsse, Vorlagen, Bekannt-
machungen immer im Internet einsehbar. Von mangelnden Informationen 
seitens der Gemeinde kann daher nicht die Rede sein. Es ist nicht möglich, 
und auch nicht Aufgabe der Gemeinde, jeden Eigentümer einzeln über das 
Verfahren zu informieren. Wie bei Bundes- und Landesgesetzen kann sich 
der Bürger über kommunales Satzungsrecht kundig machen und dies schon 
während des Entstehungsprozesses. 

27) Wurden daher keine Maßnahmen (Flyer, Rundschreiben, etc.) 
unternommen (komisch, am 7.3.18 hat es ja auch mit einer Postwurf-
sendung geklappt …) um den betroffenen als auch nicht betroffenen 
Bürgern der Gemeinde im Laufe der Entwicklung des BP RA 26 deut-
lich aufzuzeigen, wie umfangreich und reglementierend dieser Plan 
ist. Warum ist es bei einem so wichtigen Thema bei einer „Standard- 
kommunikation“ der Gemeinde geblieben?

Hierzu kann ich nur auf die Antwort zu Frage 26 verweisen. Es gab bei dem 
Umfang an Informationsmöglichkeiten keine Notwendigkeit, jeden Einzelnen 
per Postwurf zu informieren. Die Maßnahme am 07.03.18 erfolgte aufgrund 
der Vielzahl an Einwendungen in kurzer Zeit durch Bürger, die auf einer völlig 
falschen Information durch Dritte beruhten.

28) Frage an die Fraktionen: Warum haben Sie keine Kommunikati-
on mit Ihrem Wahlvolk oder innerhalb Ihrer Parteigruppen geführt? 
Selbst sachkundige Bürger oder einzelne Parteimitglieder (die im 
Ort wohnen und z. T. sogar selbst betroffen sind) kennen wenig bis 
gar nichts von diesem Bauplan-Entwurf.

Diese Frage kann ich nicht beantworten, da ich keiner Fraktion angehöre. 
Ich möchte aber zu bedenken geben, dass alle Gemeindevertreter und alle 
sachkundigen Einwohner im Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bauen 
und Naturraumentwicklung alle Unterlagen im Rahmen der Vorbereitung und 
-beratung des B-Plans RA 26 direkt zur Prüfung und Beratung erhalten haben 
und diese sicherlich auch mehrfach in den Fraktionen beraten. Sollten Sie 
der Auffassung sein, dass einzelne Personen keine genügenden Kenntnisse 
vom B-Plan-Entwurf hätten, müssen Sie die Hintergründe bei diesen Perso-
nen selbst erfragen.

29) Die Postwurfaktion vom 7.3.18 wird in der Bevölkerung als „gut, 
erster richtiger Schritt“ wahrgenommen. Dennoch: Warum stimmen 
die Texte im Postwurf nicht mit denen im Internet überein? So kann 
man z. B. beim Thema Bestandsschutz unterschiedliche Schlüsse 
ziehen, die Bebaubarkeit der Waldflächen ist jeweils anders dar-
gestellt …

Den Grund für die Postwurfaktion habe ich in der Antwort auf Frage 27 be-
reits genannt. Als Postwurf wurden die Ausführungen zu den Themen der 
Einwendungen auf den wesentlichen Inhalt gekürzt, da erfahrungsgemäß 
mehrere Seiten nicht gelesen werden. Am Ende des Textes wurde dann auf 
die ausführlichere Fassung im Internet verwiesen.

Postwurf:
Warum ist der Bestandsschutz nicht geregelt
Der Bestandsschutz beruht auf Art. 14 Grundgesetz, das für den Eigentümer 
das rechtmäßig geschaffene, vorhandene Eigentum (hier Gebäude) sichert. 
Bestandsschutz kann und muss nicht im Bebauungsplan geregelt werden. 

Internet-Fassung:
Warum ist der Bestandsschutz nicht geregelt
Der Bestandsschutz ist ein Rechtsinstitut, das zur allgemeinen Rechtssi-
cherheit gehört und insbesondere durch Rechtsprechung aus Art. 14 des 
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Grundgesetzes entwickelt wurde und im Einzelnen nicht gesetzlich geregelt 
ist. Es sichert für den Eigentümer das rechtmäßig geschaffene Eigentum, 
hier also Bauwerke und Nutzungen, die rechtmäßig errichtet wurden. Diese 
haben auch weiterhin Bestand, unabhängig von abweichenden rechtlichen 
Anforderungen, z. B. durch den B-Plan. Bestandsschutz kann daher nicht im 
Bebauungsplan geregelt werden, es bedarf auch keiner gesonderten Aus-
führungen, da der Bestandsschutz oberhalb des Baurechtes einzuordnen ist.

Postwurf:
Sind die Waldflächen damit bebaubar?
Waldumwandlungsgenehmigungen sind für die Bebauung der als Wald im 
Sinne des Waldgesetzes geltenden Grundstücke nach wie vor einzuholen. 
Mit der Festsetzung der Pflanzverpflichtungen, bei der nach dem B-Plan auch 
Altbäume angerechnet werden, kann ggf. das nach der Waldumwandlung 
zulässige Abholzen der Gesamtgrundstücke vermieden werden, um das Orts-
bild zu erhalten.

Internet Fassung:
Sind die Waldflächen damit bebaubar.
Die Waldeigenschaft von Grundstücken wird durch die Ausweisung als 
Baufläche nicht aufgehoben, Waldumwandlungsgenehmigungen sind für 
die Bebauung der betroffenen Grundstücke nach wie vor einzuholen. Hierzu 
wurden zum B-Plan bereits Vorabstimmungen mit der Forstbehörde getrof-
fen, für welche Flächen eine Waldumwandlungsgenehmigung in Aussicht 
gestellt wird und damit Klarheit für die Privateigentümer geschaffen. Nach 
der Waldumwandlung gelten die Festsetzungen des B-Planes. Da bei den 
Pflanzverpflichtungen, die im Übrigen nur als Ausgleichsmaßnahmen im Rah-
men von Baugenehmigungsverfahren gelten, auch Altbäume angerechnet 
werden, kann dadurch ggf. das nach der Waldumwandlung zulässige Abhol-
zen der Gesamtgrundstücke vermieden werden, um das Ortsbild zu erhalten.

30) Warum hat die Gemeinde im Jahr 2015 anhand der wenigen Wi-
dersprüche (12 von ca. 650 Grundstücken) nicht erkannt, dass der 
Informationsfluss zum Bürger nicht ausreichend ist? War sie schon 
damals von der „Perfektion“ dieses Plans so überzeugt?

Zur Einwohnerversammlung am 24.11.2015 waren 35 Bürger anwesend. Die 
dort gestellten Fragen wurden beantwortet. Es gab dann zur frühzeitigen 
Auslegung 8 Einwendungen, die in der Abwägung behandelt und z. T. auch 
berücksichtigt wurden. Also hatte die Information doch die Bürger erreicht. 
Die geringe Zahl von Äußerungen war daher eher ein Zeichen, dass es keine 
Bedenken gegen den Plan gibt. 

31) Im Rahmen der Planung zum B-Plan RA 26 wurden sämtliche 
Behörden angeschrieben (EoN, EMB, Forstbehörde, BER usw.) nicht 
jedoch aber die Grundstückseigentümer, warum wurden diese – ei-
gentlich Betroffenen – nicht vorher befragt/ informiert.

Das Verfahren zur Durchführung der Beteiligung der Behörden ist nach § 4 
BauGB geregelt, die Behörden sind entsprechend dem Erlass des Ministeri-
ums für Infrastruktur und Landwirtschaft vom 20.10.2010 über die „Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange nach dem Baugesetzbuch“ anzuschrei-
ben. Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist in § 3 des BauGB geregelt. Danach 
ist eine Auslage der Unterlagen nach öffentlicher Bekanntmachung für die 

Dauer eines Monats ausreichend. Zusätzlich dazu führt die Gemeinde Rangs-
dorf zu Beginn solcher Planungen noch Einwohnerversammlungen durch, in 
denen die Planer das Vorhaben erläutern und für Fragen zur Verfügung ste-
hen. Hinzu kommen die Informationen über dem Allgemeinen Anzeiger, in 
Internet und Presse. Ein Ermitteln und Anschreiben aller Eigentümer würde 
den vorgesehenen Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung sprengen und wei-
tere Aufwendungen bedeuten.

Themenkomplex 4: Allgemeine Fragen

32) In Ihrer Postwurfsendung vom 7.3.18 schreiben Sie: „Die Gemein-
de hat die Aufgabe Baupläne zu erstellen“. Wer verdient an der Pla-
nung, wer entscheidet, welche Planungsbüros beauftragt werden? 
Bitte stellen Sie diesen Prozess transparent dar.

Ich bitte Sie, meine Ausführungen korrekt und vollständig zu zitieren. In den 
Ausführungen im Internet (nicht in der Postwurfsendung) steht: „Die Gemei-
ne Rangsdorf hat die Aufgabe Bauleitpläne aufzustellen, soweit und sobald 
es für die städtebauliche Ordnung erforderlich ist.“ Für die Leistungsbeauf-
tragung der Bauleitplanungen bedarf es einer Vergabe nach den geltenden 
haushalts- und vergaberechtlichen Vorschriften. Die Honorare der Planungs-
büros richten sich nach der HOAI. Für diesen B-Plan wurden die Planer an-
gefragt, die den Flächennutzungsplan der Gemeinde Rangsdorf 2012 ausge-
arbeitet haben, und mit denen bereits damals eine gute und vertrauensvolle 
Zusammenarbeit erfolgt ist. Diese sind jetzt in einem anderen Büro tätig, 
hatten jedoch noch viele Informationen zur Gemeinde und auch Interesse 
an der Planung. Nach der Beschlussfassung zur Aufstellung des B-Planes 
wurde daher ein Angebot eingeholt und nach Prüfung das Büro beauftragt. 

33) Wie wirkt sich der Bebauungsplan RA 26 auf den Stellenplan der 
Gemeindeverwaltung aus?

Gar nicht.

34) Wie hoch sind die zusätzlichen zu erwartenden Mehrausgaben 
bei den Personalkosten

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten, die Bearbeitung erfolgt auf der dafür 
vorgesehenen und vorhandenen Stelle.

35) Ist bei Beschluss des B-Planes durch den Gemeinderat eine Be-
stätigung des Landkreises erforderlich?

Der B-Plan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt, so dass gem. § 10 
BauGB keine Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde erforderlich ist, 
sondern lediglich eine Anzeige erfolgt.

36) Wir bitten um Mitteilung, wieviele Widersprüche gegen den Be-
bauungsplan RA 26 im Zeitraum vom 05.02. – 07.03. 2018 eingingen.

Gegen den Bebauungsplanentwurf sind noch keine Widersprüche zulässig. 
97 Schreiben wurden als Einwendungen gewertet und werden in der Abwä-
gung behandelt.
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Informationen aus der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur, Sport und Soziales  
am 10.01.2018 in der Zeit von 19:00 Uhr bis 20:16 Uhr

Anwesenheit:

Gemeindevertreter/in	 Fraktion
Frau Melanie Eichhorst 	 Vorsitzende, FDP
Herr Jan Hildebrandt 	 SPD
Herr Peter Kölling 	 CDU
Herr Klaus Rocher	 für FDP
Herr Detlef Schlüpen 	 SPD
Herr Tassilo Soltkahn	 CDU 
Frau Christina Thomas	 Bündnis 90/Die Grünen
Herr Peter Wetzel	 Die Linke
Es fehlte 1 Vertreter der Fraktion DPR. Die Fraktion Freie Wähler / Allianz für 
Rangsdorf hat auf eine Mitarbeit im Ausschuss verzichtet. 

sachkundige/r Einwohner/in
Frau Sandra Beyer
Herr Axel Claus
Frau Birgit Däumich-Scholz
Frau Katrin Krieger
Frau Peggy Preetz
Frau Katrin Witt
Es fehlten Frau Jeannette Averhaus, Herr Werner Heinen, Herr Dr. Hartmut 
Klucke, und Herr Jürgen Molkow.

Gemeindebedienstete
Herr Klaus Rocher	 Bürgermeister
Frau Gesine Siems	 Leiterin Amt für Bildung und Sport
Frau Janine Richter	 Schriftführerin

Hinweise und Empfehlungen zu den Vorlagentagesordnungspunkten.

3. Änderung des Trägervertrages über den Betrieb einer Kinderta-
gesstätte vom 04.06.2009 BV/2017/783
Frau Eichhorst erklärte sich für diesen Tagesordnungspunkt als Vorsitzende 
des Trägervereines Kita L.i.n.O! für befangen und setzte sich ins Publikum. 
Herr Kölling übernahm zu diesem Tagesordnungspunkt die Sitzungsleitung. 
Die Gemeinde hat den Betrieb und die Anmietung einer Kindertagesstätte 
im Jahre 2017 neu ausgeschrieben.  Nach der Zuschlagserteilung wird die 
Kindertagesstätte auf dem Grundstück Heinestraße 1 gebaut. Als Träger hat 
sich die Kita L.i.n.O! beworben. Kita L.i.n.O.! betreibt derzeit eine Kinderta-
gesstätte in der Stauffenbergallee 31 und würde die neue Kindertagesstätte 
in der Heinestraße ebenfalls betreiben. Aus diesem Grund ist der Träger-
vertrag mit Kita L.i.n.O! entsprechend anzupassen. Als Zwischenlösung soll 
eine Kita in mobilen Wohneinheiten auf den Grundstück Pramsdorfer Weg 
2 betrieben werden. Da diese Kita dann in die Heinestraße umziehen soll, 
ist auch hierfür der Träger Kita L.i.n.O! vorgesehen. Auch dies ist in der 
Änderung des Trägernutzungsvertrages aufzunehmen. Von Herrn Wetzel 
und Herrn Hildebrandt gab es verschiedene Änderungswünsche zum vor-

gelegten Vertragsentwurf. Diese wurden vom Bürgermeister übernommen. 
Der Ausschuss empfahl die geänderte Vorlage der Gemeindevertretung zur 
Annahme.

Abstimmungsergebnis:
7 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen

Beantwortung einer Petition zur Interessensabfrage der Durchfüh-
rung von Gewaltpräventions- und Selbstverteidigungskursen z. B. an 
Rangsdorfer Schulen oder dem Ordnungsamt BV/2017/744
Der Petent will  Kurse, wie in der Überschrift genannt, in Rangsdorf anbie-
ten. Der Gemeinde stehen für diese Kurse keine Räume zur Verfügung. Dies 
soll dem Petenten mitgeteilt werden. Vorgeschlagen wurde weiter, dass der 
Petent sich an den Arbeiter-Samariter-Bund zur Nutzung von Räumen in der 
Seniorenbegegnungsstätte in der Seebadallee 9 wenden könne. Der Bürger-
meister sagte zu, zu klären, ob dies in der Seniorenbegegnungsstätte kapa-
zitätsmäßig möglich wäre. Der Ausschuss empfahl der Gemeindevertretung 
der geänderten Vorlage zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
8 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen

Beantwortung einer Petition der Gesamtelternsprecher der Grund-
schule Rangsdorf bez. des Schul- und Hortbetriebs BV/2017/739

Die Elternsprecher der Grundschule Rangsdorf haben sich wegen verschie-
denen baulichen Problemen an der Schule und am Hort an die Gemeinde-
vertretung mit einer Petition gewandt. Dabei ging es insbesondere neben 
fehlenden Raumkapazitäten auch darum, ob es neben dem Hortneubau Pläne 
gibt, wo dann die Grundschüler unterrichtet werden sollen und ob es schon 
Pläne gibt für die nötige Kapazitätserweiterung der Schulspeisung und für 
die zusätzlichen benötigten Räume an der Grundschule für den Teilungsun-
terricht und einen zusätzlichen Klassenraum. Es gibt derzeit keine erarbei-
tete Konzeption, außer dem Hortneubau, zur Lösung der Raumprobleme der 
Grundschule Rangsdorf.
Von Herrn Soltkahn wurde eine Korrektur des Antwortschreibens beantragt:
Alt: Die für ein Gesamtkonzept für Hort und Schulen im Jahr 2013 im Haus-
halt eingestellten Mittel wurden zunächst dafür genutzt, das Projekt für den 
Hortneubau am Fontaneweg durch das Architekturbüro Soltkahn entwickeln 
zu lassen. 
Neu: Die für ein Gesamtkonzept für Hort und Schulen im Jahr 2013 im Haus-
halt eingestellten Mittel wurden zunächst dafür genutzt, das Projekt für den 
Hortneubau am Fontaneweg durch ein Architekturbüro entwickeln zu lassen.

Weiteres zur Ausschusssitzung ist im Bürgerinformationssystem der Ge-
meinde Rangsdorf im Internet nachzulesen.

Pressemitteilung des Bürgermeisters vom 19.02.2018

Änderung in der Gemeindevertretung/Ende der Fraktion „Freie Wähler/Allianz für Rangsdorf“

Mit Datum vom 07.02.2018 hat Alexander Boldt sein Mandat durch Verzicht 
in der Gemeindevertretung verloren. Er war gewählt worden über die Liste 
der Partei „Die Linke“. Der Nachrücker auf dieser Liste wäre Herr Udo Bern-
hard Reit gewesen. Dieser hat mit Wirkung vom 13.02.2018 auf das Mandat 
verzichtet, so dass dann durch Annahme des Mandates Herr Axel Claus am 

16.02.2018 als Gemeindevertreter über diese Wahlliste nachgerückt ist. Herr 
Axel Claus ist auch der Behinderten- und Seniorenbeauftragte der Gemeinde 
Rangsdorf und war Vorsitzender des Ortsverbandes „Die Linke“.

Mit diesem Wechsel wird die Gemeindevertretung eine Fraktion verlieren. 
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Herr Dr. von der Bank und Herr Boldt haben, auch wenn Herr Boldt seit über 
einem Jahr zu keiner Sitzung mehr war, gemeinsam eine Fraktion „Freie 
Wähler Allianz für Rangsdorf“ gebildet. Diese Fraktion ist mit Wirkung vom 
07.02.2018 nicht mehr existent. 

Herr Dr. von der Bank wurde erstmals 2009 in die Gemeindevertretung ge-
wählt. Damals für die CDU, ist dann 2014 für die AFD in die Gemeindever-
tretung gewählt worden, hat dann, nachdem Herr Scharfenberg und er mit 
der AFD gebrochen hatten, die Fraktion „Alternative für Rangsdorf“ gebildet. 
Nachdem sich dann Herr Scharfenberg und die einzige Nachrückerin auf der 

Liste der AFD aus der Gemeindevertretung zurückgezogen hatten, blieb Herr 
Dr. von der Bank zunächst fraktionsloses Mitglied der Gemeindevertretung. 
Nachdem Herr Boldt mit der Fraktion die „Die Linke“ gebrochen hatte, haben 
beide zusammen eine Fraktion gebildet unter dem Namen „Freie Wähler / 
Allianz für Rangsdorf“. Nun, nach dem Rückzug von Herrn Boldt aus der Ge-
meindevertretung, ist Herr Dr. von der Bank, nach derzeitigem Kenntnisstand, 
wieder fraktionsloser Gemeindevertreter. 

gez.
Rocher

Informationen aus der Sitzung des Ausschusses für Gemeindeentwicklung,  
Bauen und Naturraumentwicklung am 20.02.2018 in der Zeit von 19:00 Uhr bis 21:35 Uhr

Anwesenheit:

Gemeindeverteter/in	 Fraktion
Herr Hardy Krückeberg	 Vorsitzender, DPR
Herr Ralph Brockhaus 	 SPD
Herr Matthias Gerloff	 Bündnis 90/Die Grünen
Herr Hartmut Rex 	 Die Linke
Herr Klaus Rocher	  für FDP 
Herr Peter Preetz	 CDU
Herr Tassilo Soltkahn	 CDU
Herr Stephan Wilhelm	 SPD 
Es fehlte 1 Vertreter der FDP-Fraktion. 

sachkundige/r Einwohner/in
Herr Klaus Peter-Allenhof
Herr Holger Lademann
Herr Matthias Linke
Herr Holger Winzer
Es fehlten Herr Ralf Hennig, Herr Iwo Hoedt, Herr Reinhard Baier, Frau Dr. 
Evgeniya Gärtner, Herr Klaus Hummel und Herrn Mirko Zander

Gemeindebedienstete
Herr Rocher 	 Bürgermeister
Frau Simone Götsche 	 Leiterin Bauamt 
Herr Dirk Weiß	 Schriftführer

Hinweise und Empfehlungen zu den Vorlagentagesordnungspunkten.

Bauprogramm für die erstmalige Herstellung der Straßenflächen in 
der Puschkinstraße zwischen Bansiner Allee und Stauffenbergal-
lee entsprechend Bebauungsplan RA 9-5 „Puschkinstraße-Süd“ – 
2. Bauabschnitt BV/2018/792

Der Beschluss des Bauprogrammes für den Ausbau der Puschkinstraße im 
o. g. Abschnitt ist Voraussetzung, um später auch Erschließungsbeiträge er-
heben zu können. Zu dem von der Gemeindevertretung schon beschlossenen 
Entwurf des Bauprogrammes reichte Herr Gerloff einen Änderungsantrag 
ein, nachdem die Hochborde abgesenkt werden sollen. Nach Abwägung 
des Für und Wider empfahl der Ausschuss der Gemeindevertretung, diesem 
Änderungsantrag nicht zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
1 Ja / 2 Nein / 5 Enthaltungen

Der Ausschuss empfahl der Gemeindevertretung, das vorgelegte 
Bauprogramm zu beschließen.

Abstimmungsergebnis:
7 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltung

Beschluss über die Abwägung der im Rahmen der frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden zum Bebauungs-
planvorentwurf RA 13-3 „Stadtweg West“ vorgebrachten Belange 
BV/2017/777

Im Rahmen einer frühzeitigen Beteiligung wurden zu dem genannten Bebau-
ungsplanverfahren verschiedene Einwände und Hinweise gegeben. Diese 
wurden in Form einer Tabelle mit den Abwägungsvorschlägen vom Planungs-
büro Bley zusammengestellt. Das Bebauungsplangebiet liegt in der Straße 
am Stadtweg gegenüber dem Wildrosenweg. Der Ausschuss empfahl der 
Gemeindevertretung, der vorgelegten Abwägung zuzustimmen. 

Abstimmungsergebnis:
6 Ja / 0 Nein / 2 Enthaltungen

Billigung des Entwurfs des Bebauungsplanes RA 13-3 „Stadtweg 
West“ und Beschluss zur öffentlichen Auslegung BV/2017/778

Der Entwurf ist Ergebnis der vorherigen Abwägung. Von Herrn Brockhaus 
wurde beantragt, die Pflanzliste zu ändern, die Schwarzerle aufzunehmen 
und die Sommerlinde und den Spitzahorn zu streichen. Dies empfahl der 
Ausschuss der Gemeindevertretung zur Annahme.

Abstimmungsergebnis:
7 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltung

Herr Wilhelm stellt den Antrag, die Verkehrsflächen Richtung Ladestraße 
generell auf 9 m Breite zu erweitern. Nach dem vorgelegten Entwurf war 
vorgesehen, den letzten Abschnitt vor dem Löschegraben auf 5 m Breite zu 
begrenzen. Der Ausschuss empfahl der Gemeindevertretung, diese Änderung 
anzunehmen.

Abstimmungsergebnis:
4 Ja / 0 Nein / 4 Enthaltungen

Herr Wilhelm stellte weiterhin den Antrag, die Einschränkung für die 
Dachneigung komplett zu streichen. Dieses hätte in der Konsequenz bedeu-
tet, dass vom Flachdach bis zum Spitzdach alles nach dem Bebauungspla-
nentwurf möglich gewesen wäre. Dieser Antrag wurde der Gemeindevertre-
tung nicht zur Annahme empfohlen.

Abstimmungsergebnis:
1 Ja / 6 Nein / 1 Enthaltung
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Der Ausschuss empfahl der Gemeindevertretung der geänderten Fassung 
zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
6 Ja / 0 Nein / 2 Enthaltungen

Pachtverträge für die zukünftige Nutzung des Strandbadgeländes 
BV/2017/781

Für die Pacht des Strandbades hat sich eine Interessengemeinschaft gegrün-
det, die eine GmbH gründen will. Über die Vorhaben im Strandbadgelände 
informierten Vertreter der möglichen zukünftigen Pächter. Zu dem Pachtver-
tragsentwurf gab es aus dem Ausschuss noch verschiedene Nachfragen 
bzw. Änderungswünsche. Diese betrafen zum einen das Sommerfest der 
Gemeinde Rangsdorf, die Parkplätze für den Strandbadbereich, die Nutzung 
des Gebäudes der Kegelbahn und die weitere Nutzung der Kegelbahnanla-
gen durch den Kegelsportverein Blau-Gold Rangsdorf, die Frage der Sperrung 
des Strandbades an einigen Tagen für eintrittspflichtige Veranstaltungen und 
eine mögliche juristische Prüfung des Pachtvertrages. 
Der Gemeindeentwicklungsausschuss empfahl dem Hauptausschuss, dem 
Pachtvertrag mit den geforderten Änderungen zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
7 Ja / 0 Nein / 1Enthaltung

Ausnahme von der Satzung über die Veränderungssperre für das 
Bebauungsplangebiet RA 26 „Zülowniederung/Langer Berg“ zur Er-
richtung eines Einfamilienhauses mit Garage und befestigter Zufahrt 

in der Frankenallee 18. BV/2018/793

Nach dem genehmigten Bauantrag waren teilversiegelte Wege auf dem 
Grundstück anzulegen. Dadurch würde die nach dem Bebauungsplanentwurf 
vorgesehene überbaubare Fläche eingehalten. Die Wege wurden aber voll-
versiegelt, so dass nun die Grundflächenzahl nicht eingehalten werden kann. 
Der Ausschuss empfahl dem Hauptausschuss, dem Antrag auf Abweichung 
von den Festsetzungen nicht zuzustimmen. 

Abstimmungsergebnis: 
0 Ja / 8 Nein / 0 Enthaltung

Veräußerung des Grundstücks Friedensallee 21 (Teilfläche) 
BV/2018/795

Bei dem Grundstück geht es um ein gemeindliches Grundstück, das teilweise 
auch als Zuwegung für den angrenzenden Wald genutzt wird. Die Gemein-
devertretung hatte grundsätzlich beschlossen, dass Grundstücke nur noch in 
Erbbaupacht vergeben werden. Der Beschluss wäre eine Abweichung von 
diesem Prinzip gewesen. Der Ausschuss empfahl der Gemeindevertretung, 
dem Antrag nicht zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
1 Ja / 4 Nein / 3 Enthaltungen

Weiteres zur Ausschusssitzung ist im Bürgerinformationssystem der Ge-
meinde Rangsdorf im Internet nachzulesen.

Informationen aus der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur, Sport und Soziales  
am 27.02.2018 in der Zeit von 19:00 Uhr bis 20:00 Uhr

Anwesenheit:

Gemeindeverteter/in	 Fraktion
Frau Melanie Eichhorst 	 Vorsitzende, FDP
Herr Guido Filipov	 SPD 
Herr Peter Kölling	 CDU
Herr Klaus Rocher	 für FDP
Herr Tassilo Soltkahn	 CDU 
Frau Christina Thomas	 Bündnis 90/Die Grünen
Herr Peter Wetzel	 Die Linke
Es fehlten je 1 Vertreter der Fraktionen DPR und SPD.

sachkundige/r Einwohner/in
Frau Jeanette Averhaus
Herr Axel Claus
Frau Peggy Preetz
Frau Katrin Witt
Es fehlten Frau Sandra Beyer, Frau Birgit Däumich-Scholz, Herr Werner Hei-
nen, Herr Dr. Hartmut Klucke, Frau Katrin Krieger und Herr Jürgen Molkow.

Gemeindebedienstete
Herr Klaus Rocher	 Bürgermeister
Herr Dirk Weiß	 Schriftführer

Hinweise und Empfehlungen zu den Vorlagentagesordnungspunkten.

Ausschreibung zum Bau und zum Betrieb einer Mehrgenerationen-
begegnungsstätte BV/2017/732

Vom Bürgermeister wurde vorgeschlagen, eine Mehrgenerationsbegeg-
nungsstätte zur Anmietung im Bereich des Bahnhofes auszuschreiben. In 
dieser Mehrgenerationsbegegnungsstätte sollten die Seniorenbegegnungs-
stätte, die Angebote des Projektes „Familie im Zentrum“ und das Museum 
unter einem Dach vereint werden. Aus der Diskussion heraus wurde deut-
lich, dass es von den Gemeindevertretern  gewünscht ist, dass sowohl die 
Angebote des Projektes „Familie im Zentrum“ des Deutschen Roten Kreu-
zes sowie die Angebote der Seniorenbegegnungsstätte, betreut durch die 
Mitarbeiter des Arbeitersamaritabundes, erhalten bleiben sollen. Es wurde 
empfohlen, ein Gespräch mit den Vertretern des Arbeitersamaritabundes 
und des DRK zu suchen, um Möglichkeiten zu finden, beide Angebote in 
dem Gebäude Seebadallee 9 unterzubringen. Über die Vorlage wurde nicht 
abgestimmt, sie wurde in die nächste Sitzung des Ausschusses vertagt.

Antrag des Landschaftspflegevereins Mittelbrandenburg e. V. 
auf finanzielle Unterstützung für das Internationale Workcamp 
BV/2018/790

Der Landschaftspflegeverein beabsichtigt auch in dem Jahr 2018 wieder 
ein internationales Workcamp mit Jugendlichen aus verschiedenen Ländern 
durchzuführen. Vorgesehen ist, den Klimagarten zwischen Kurparkring und 
Seebadallee weiter zu gestalten. Über die Vorlage soll in der nächsten Aus-
schusssitzung noch einmal beraten werden. Die Vorlage wurde ebenfalls 
vertagt. 

Zustimmung zur kostenfreien Nutzung der Anlagen im „Erich-Dü-
ckert-Sportforum“ durch den SV Rangsdorf 28 e.V. BV/2018/805
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Die Gemeinde Rangsdorf hat zum Jahresende 2017 die Unterhaltung des 
Umkleidegebäudes auf dem Sportplatz in der Birkenallee nach vielen Jahren 
wieder selbst übernommen. Das Gebäude ist in einem maroden Zustand und 
kann teilweise für Kinder unter 16 Jahren nicht mehr genutzt werden. Aus 
diesem Grund ist die Gemeinde verpflichtet, eine Alternative anzubieten. 
Als kurzfristig umzusetzende Alternative ist die kostenfreie Nutzung der An-
lagen des Erich-Dückert-Sportforums möglich. Der Ausschuss empfiehlt der 
Gemeindevertretung der Vorlage zuzustimmen. 

Abstimmungsergebnis:
7 ja / 0 nein / 0 Enthaltungen

Bericht zur Prüfung der Satzung der Gemeinde Rangsdorf zur Erhe-
bung von Beiträgen für die Inanspruchnahme von Kindertagesstät-
ten und Tagespflegestellen aufgrund der neuen Rechtsprechung des 
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg IV/2018/156

Vom Amt für Bildung und Sport der Gemeinde Rangsdorf wurde untersucht, 
ob die gemeindliche Satzung den Vorgaben der Rechtsprechung des Ober-
verwaltungsgerichtes entspricht. Dies wurde in der Vorlage dargestellt. Zwar 

wird in der Beitragssatzung das kommunale Abgabengesetz erwähnt, diese 
Erwähnung hat aber keine Auswirkung auf die Beitragssätze. Die Vorlage 
wurde zur Kenntnis genommen. 

Erneuerung der Sicherheitsbeleuchtung im Gebäude an der  
Clara-Zetkin-Straße der Grundschule Rangsdorf IV/2018/158

Die Sicherheitsbeleuchtung in der Grundschule im Gebäude an der Cla-
ra-Zetkin-Straße ist bis zur nächsten Überprüfung zu erneuern, so die Auf-
lage aus der letzten Überprüfung. Die nächste Überprüfung ist für den Mai/
Juni 2018 vorgesehen. Aus diesem Grund ist die Sicherheitsbeleuchtung zu 
erneuern. Im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung, d. h. ohne gültigen 
Haushalt, gibt es weder über- noch außerplanmäßige Ausgaben, sodass die 
Gemeindevertreter mit der Vorlage über diese Aufwendungen informiert 
werden. Um den Schulbetrieb weiter zu gewährleisten, können die Arbeiten 
nur in den Ferien erfolgen. Vorgesehen ist, die Arbeiten in den Osterferien 
auszuführen.

Weiteres zur Ausschusssitzung ist im Bürgerinformationssystem der Ge-
meinde Rangsdorf im Internet nachzulesen.

Informationen aus der Sitzung der Gemeindevertretung Rangsdorf  
am 08.03.2018 in der Zeit von 19:00 bis 21:47 Uhr

Anwesenheit:

Gemeindevertreter/in	 Fraktion
Herr Matthias Gerloff 	 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Herr Jan Hildebrandt 	 Vorsitzender, SPD
Herr Ralph Brockhaus 	 SPD
Frau Katharina Claus (Beauftragte)	 DIE LINKEN
Frau Melanie Eichhorst 	 FDP
Herr Hardy Krückeberg 	 DPR
Herr Jan Mühlmann-Skupien 	 FDP
Herr Robert Nicolai 	 FDP
Herr Peter Preetz 	 CDU
Herr Hartmut Rex 	 DIE LINKEN
Frau Gertraud Rocher 	 FDP
Herr Detlef Schlüpen 	 SPD
Herr Tassilo Soltkahn 	 CDU
Herr Peter Wetzel 	 DIE LINKEN
Herr Stephan Wilhelm 	 SPD
Herr Dr. Ralf von der Bank 	 Fraktionslos
Es fehlten folgende Gemeindevertreter:
Herr Hans-Joachim Fetzer (DPR), Herr Guido Filipov (SPD), Herr Peter Kölling 
(CDU), Herr Horst Schoenert (CDU). Frau Christina Thomas (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ortsvorsteher Klein Kienitz
Herr Hans-Jürgen Beyrow 

Gemeindebedienstete:
Frau Sandra Bahr (Kämmerin)
Frau Manuela Wilke (Leiterin Eigenbetrieb Wohnen)
Frau Viktoria Wolff (Schriftführerin)
Herr Klaus Rocher (Bürgermeister)

Beschlüsse, Hinweise und Empfehlungen zu den Vorlagentagesordnungs-
punkten.

Beschluss über die Abwägung der im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit und Behörden zum Bebauungsplanvor-
entwurf RA 13-3 „Stadtweg West“ vorgebrachten Belange 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt nach Prüfung 
und Abwägung der öffentlichen und privaten Belange untereinander und 
gegeneinander die in der Anlage beigefügten Abwägungsvorschläge zu den 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen, Einwen-
dungen und Hinweise zum Vorentwurf des Bebauungsplans RA 13-3 „Stadt-
weg West“ mit Stand vom 10.01.2017 gemäß § 1 Abs. 7 BauGB. 

Abstimmungsergebnis: Ja: 16 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden am Verfahren 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes (B-Planes) 13-3 „Stadtweg West“ wur-
de im April 2017 beschlossen. Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange wurden angeschrieben und Beteiligte gaben Stellungsnahmen ab. 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Behörden und der Öffentlichkeit 
aus der Beteiligung zum B-Planvorentwurf wurden erfasst, in ihren Aus-
wirkungen auf den B-Plan geprüft und untereinander und gegeneinander 
abgewogen. Die Abwägung betrifft hauptsächlich die Änderung der Ein-
griffs-Ausgleichs-Bilanz entsprechend der Stellungahme der Unteren Natur-
schutzbehörde und eine Ergänzung der Begründung zu den Bauausschluss-
zeiten zum Schutz von Bodenbrütern sowie die Abwägung von Hinweisen 
des Landesbüros der anerkannten Naturschutzverbände zur allgemeinen 
Verkehrssituation in Rangsdorf und zum Schallschutz im Baugebiet.]

Billigung des Entwurfs des Bebauungsplanes RA 13-3 „Stadtweg 
West“ und Beschluss zur öffentlichen Auslegung BV/2017/778

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf billigt den vorliegenden 
Bebauungsplanentwurf RA 13-3 „Stadtweg-West“ mit Stand 31.01.2018 
(inkl. der Änderung der Pflanzliste vom 08.03.2018) einschließlich Begrün-
dung und beschließt die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie 
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die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 
2 BauGB und der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB für die Dauer 
eines Monats. 

Abstimmungsergebnis: Ja: 16 / Nein: 0 / Enthalten: 1

[Im Juni 2016 wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes (B-Planes) RA 
13-3 „Stadtweg West“ beschlossen. Die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der Behörden erfolgte im Mai/Juni 2017. Nach Abwägung der 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung geäußerten privaten und öffentli-
chen Belange und entsprechender Überarbeitung des Vorentwurfes liegt der 
Entwurf des B-Planes mit Stand 31.01.2018 vor. Im Entwurf wurden Hin-
weise aus der Einwohnerversammlung zur frühzeitigen Beteiligung bereits 
berücksichtigt. Nach Bestätigung des vorliegenden B-Plan-Entwurfes soll die 
formelle Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden am B-Plan-Verfah-
ren erfolgen. Die Änderung der Pflanzliste wurde aus dem Bauausschuss 
übernommen.]

Beschluss zur Begründung der Rechtsauffassung der Gemeindever-
tretung gem. § 55 Abs. 1 Satz 10 BbgKVerf zu BV/2017/765 BV/2018/791

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die beigefügte 
Stellungnahme des Vorsitzenden der Gemeindevertretung als ihre Rechtsauf-
fassung zur Beanstandung des Bürgermeisters zum Beschluss BV/2017/765.

Abstimmungsergebnis: Ja: 11 / Nein: 3 / Enthalten: 3

[Der Beschluss verstößt nach Auffassung des Bürgermeisters gegen den § 
36 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. Danach ist die Tages-
ordnung der Sitzung der Öffentlichkeit vorher bekanntzumachen. Dies dient 
dazu, dass sich die Öffentlichkeit schon vor der Sitzung der Gemeindevertre-
tung über den Inhalt, der in der Sitzung zu behandelnden Sachgegenstände 
informieren kann. Dies war der Öffentlichkeit zu dem oben aufgeführten Be-
schluss der Gemeindevertretung nicht möglich. Der Sachgegenstand (Ankauf 
einer Waldfläche) war zwar grundsätzlich auf der Tagesordnung, allerdings 
nicht der Inhalt des Zusatzantrags von den Fraktionen SPD, CDU, Bündnis 90/
Die Grünen und Die Linken. In dem Zusatzantrag ging es um die Aufstellung 
von Sanitär-Containern am Sportplatz Birkenallee und um einen Zuschuss 
für einen Verein und das Aufstellen eines Zauns auf dem Sportplatz in Groß 
Machnow. Der Grundsatz der Öffentlichkeit besteht darin, dass die Öffent-
lichkeit die Gemeindevertretung kontrollieren kann. Dieser Grundsatz trägt 
dazu bei, einerseits dem Einwirken persönlicher Beziehungen, Einflüsse und 
Interessen auf die Beschlussfassung vorzubeugen und andererseits den An-
schein zu vermeiden, dass „hinter verschlossenen Türen“ unsachliche Moti-
ve für die Entscheidung maßgebend gewesen sein könnten.

Gemäß der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg ist bei der Vor-
lage eines beanstandeten Beschlusses der Gemeindevertretung bei der 
Kommunalaufsichtsbehörde zur Schlussentscheidung neben der Rechtsauf-
fassung des Bürgermeisters, welche sich aus dem Beanstandungsschreiben 
ergibt, auch die abweichende Rechtsauffassung der Gemeindevertretung 
von der Rechtauffassung des Bürgermeisters darzulegen. Es ist damit nicht 
ausreichend, dass die Mehrheit der Gemeindevertretung nur die vor der 
Beanstandung des Beschlusses vertretene Rechtsauffassung wiederholt. 
Es muss erkennbar sein, dass die Gemeindevertretung ihre abweichende 
Rechtsauffassung von der des Bürgermeisters aus der Beanstandung dar-
legt.

Durch die Mehrheit der Gemeindevertretung wurde im Wesentlichen darge-
stellt, dass die Ergänzungen des Beschlusstextes schon vorher in öffentli-
chen Ausschusssitzungen beraten wurden als Ergänzungen.]

Stellungnahme zur Lärmaktionsplanung des Eisenbahn-Bundesam-
tes BV/2018/808

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschließt die beiliegende Stellungnah-
me zur Lärmaktionsplanung des Eisenbahn-Bundesamtes. 

Abstimmungsergebnis: Ja: 17 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Die Europäische Union verfolgt mit der Umgebungslärmrichtlinie das Ziel, 
„schädliche Auswirkungen einschließlich Belästigungen durch Umgebungs-
lärm zu verhindern, ihnen vorzubeugen oder sie zu mindern.“ In Deutsch-
land ist die Umsetzung im Bundes-Immissionsschutzgesetz festgeschrie-
ben. Da jedoch der Lärm unterschiedliche Ursachen und Quellen aufweist, 
wurden die Zuständigkeiten für die Lärmaktionsplanung in Deutschland 
auf verschiedene Schultern verteilt. Nach dem oben genannten Gesetz ist 
das Eisenbahn-Bundesamt seit 2015 dafür zuständig, einen bundesweiten 
Lärmaktionsplan für die Haupteisenbahnstrecken des Bundes zu erstellen. 
Der Lärmaktionsplan ist ein umweltpolitisches Planungsinstrument, das die 
Belange des Lärmschutzes berücksichtigt und den jeweiligen Handlungs-
druck zur Lärmminderung verdeutlichen soll. Ziel dieses Instrumentes ist, 
die Lärmbelastung langfristig zu senken.]

Wirtschaftsplan für das Jahr 2018 für den Eigenbetrieb „Wohnen“ 
der Gemeinde Rangsdorf BV/2018/796

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt den Wirt-
schaftsplan (Entwurf in der Anlage, Stand 26.02.2018) des Eigenbetriebes 
„Wohnen“ der Gemeinde Rangsdorf für das Wirtschaftsjahr 2018.

Abstimmungsergebnis: Ja: 17 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Der Eigenbetrieb „Wohnen“ der Gemeinde Rangsdorf hat gemäß der Ver-
ordnung über die Eigenbetriebe der Gemeinden (Eigenbetriebsverordnung 
– EigV) des Landes Brandenburg aufgrund seiner Sonderstellung in der 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde Rangsdorf einen eigenen Wirtschaftsplan 
aufzustellen. Der Entwurf des Wirtschaftsplanes wurde der Gemeindevertre-
tung vorgestellt. Der Wirtschaftsplan enthält Kreditgenehmigungen. Deshalb 
gilt auch für den Eigenbetrieb „Wohnen“ eine vorläufige Haushaltsführung 
bis zur Genehmigung der Kredite durch die Kommunalaufsichtsbehörde. Da 
diese aber schon für den Wirtschaftsplan 2017 Anfang 2018 mit der Geneh-
migung der Verpflichtungsermächtigungen schon 2017 in den Auswirkungen 
genehmigt wurde, sollte eine solche Genehmigung möglich sein. Die Ver-
pflichtungsermächtigungen zum Sozialen Wohnungsbau und zum Bau einer 
Rettungswache gelten bis zur Genehmigung des Wirtschaftsplanes 2018 aus 
dem Jahr 2017, auch bei vorläufiger Haushaltsführung weiter. Dies erweitert 
die Handlungsfähigkeit des Eigenbetriebes erheblich.]

Erweiterung der Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes 
„Wohnen“ um die Prüfung des Jahresabschlusses für das Wirt-
schaftsjahr 2016 BV/2018/797

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die Erweite-
rung der Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes „Wohnen“ um die 
Prüfung des ersten Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 2016 durch 
ein externes Wirtschaftsprüfungsunternehmen gem. der Genehmigung des 
Rechnungsprüfungsamtes des Landkreis Teltow-Fläming.

Abstimmungsergebnis: Ja: 17 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Teltow-Fläming genehmigt 
die Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes „Wohnen“ durch ein 
externes Wirtschaftsprüfungsunternehmen unter der Voraussetzung, dass 
die Prüfung des ersten Jahresabschlusses des Eigenbetriebes „Wohnen“ für 
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das Wirtschaftsjahr 2016 zusammen mit der Eröffnungsbilanz geprüft wird.]

Einholung von Angeboten einer unabhängigen Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft für die Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes 
„Wohnen“ sowie des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 
2016 BV/2018/798

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt den Bürger-
meister mit der Einholung von Angeboten zur Prüfung der Eröffnungsbilanz 
und des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 2016 des Eigenbetriebs 
„Wohnen“ zu beauftragen.

Abstimmungsergebnis: Ja: 17 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Gemäß des Beschlusses „Erweiterung der Prüfung der Eröffnungsbilanz des 
Eigenbetriebes „Wohnen“ um die Prüfung des Jahresabschlusses für das 
Wirtschaftsjahr 2016“ soll die Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbe-
triebs „Wohnen“ durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft wer-
den. Wie in der Beschlussvorlage BV/2018/797 geschildert, darf die Prüfung 
gem. avisierter Genehmigung des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises 
Teltow-Fläming nur im Zusammenhang mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses für das Wirtschaftsjahr 2016 erfolgen. Die Einholung der Angebote von 
drei Wirtschaftsprüfungsunternehmen soll daher um die Prüfung des Jah-
resabschlusses des Wirtschaftsjahres 2016 des Eigenbetriebs „Wohnen“ 
erweitert werden. Dazu wird der Bürgermeister beauftragt, mindestens 3 
Angebote einzuholen.]

Pachtverträge für die zukünftige Nutzung des Strandbadgeländes 
BV/2017/781

[Aufgrund eines Gesprächs mit den potentiellen Pächtern werden noch 
Änderungen am Pachtvertrag notwendig. Außerdem war die Nutzung des 
Gebäudes der Kegelbahn mit dem Kegelsportverein noch nicht geklärt. Der 
überholte Entwurf sollte dann im nächsten Hauptausschuss am 22.03.2018 
als Beschlussvorlage vorgelegt werden.]

Ausschreibung zum Bau und zum Betrieb einer Mehrgenerationen-
begegnungsstätte BV/2017/732

Die Vorlage soll auf Antrag von Herrn Wilhelm erstmal im nächsten Aus-
schuss für Bildung, Kultur, Sport und Soziales beraten werden. 

Abstimmungsergebnis: Ja: 16 / Nein: 1 / Enthalten: 0

[Die Mehrgenerationenbegegnungsstätte soll derzeit in verschiedenen 
Objekten angebotene Projekte unter einem Dach anbieten. Dazu gehören 
Angebote für Kinder und Jugendliche sowie für Senioren. Auch das Bü-
cker-Museum könnte in einem solchen Gebäude untergebracht werden. 
Durch gemeinsame Aktivitäten zwischen den Kindern und den älteren Men-
schen ergeben sich möglicherweise Synergieeffekte, von denen beide Seiten 
profitieren.] 

Frau Eichhorst verlässt um 21:15 Uhr die Sitzung. Es sind nun nur noch 16 
stimmberechtigte Mitglieder anwesend.

Bauprogramm für die erstmalige Herstellung der Straßenflächen in 
der Puschkinstraße zwischen Bansiner Allee und Stauffenbergal-
lee entsprechend Bebauungsplan RA 9-5 „Puschkinstraße-Süd“ – 
2. Bauabschnitt BV/2018/792 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die Ausfüh-
rungsplanung als Bauprogramm für die erstmalige Herstellung der Stra-
ßenflächen in der Puschkinstraße zwischen Bansiner Allee und Stauffen-

bergallee entsprechend Bebauungsplan RA 9-5 „Puschkinstraße-Süd“, 
2. Bauabschnitt, in Rangsdorf gemäß dem beigefügten Lageplan, der Be-
standteil dieses Beschlusses ist.

Abstimmungsergebnis: Ja: 13 / Nein: 2 / Enthalten: 1

[Die bereits vorhandene Puschkinstraße ist als Haupterschließungsstraße 
im Wegekonzept der Gemeinde Rangsdorf eingestuft. Mit der erstmaligen 
Herstellung der Straßenflächen in der Puschkinstraße im Bereich zwischen 
Bansiner Allee und Stauffenbergallee wird die  Puschkinstraße als Haup-
terschließungsstraße weiter verlängert. Die Anteile am beitragsfähigen Er-
schließungsaufwand betragen gemäß Erschließungsbeitragssatzung 75 % 
für Anlieger und 25 % für die Gemeinde. Auf Grund des genehmigten Be-
bauungsplanes und der damit verbundenen erteilten Baugenehmigungen und 
teilweise verwirklichten Hausbauvorhaben auch in dem 2. Bauabschnitt, so-
wie der abgeschlossenen Erschließungsmaßnahmen für Trink- und Abwasser 
seitens des Zweckverbandes Komplexsanierung mittlerer Süden Zossen ist 
die verkehrliche Erschließung durch die Gemeinde Rangsdorf abzusichern.]

Erneuerung und Verbesserung der Straßenbeleuchtung im Her-
weghring (Hochwaldpromenade-Winterfeldallee) und in der Straße 
Am Nußbaum BV/2017/696

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die Erneuerung 
und Verbesserung der Straßenbeleuchtung im Herweghring zwischen Hoch-
waldpromenade und Winterfeldallee sowie in der Straße Am Nußbaum.

Abstimmungsergebnis: Ja: 11 / Nein: 4 / Enthalten: 1

[Nach Überprüfung der Straßenbeleuchtung durch eine Elektrofirma in die-
sem Bereich wurde festgehalten, dass zur Gewährleistung eines vorschrifts-
mäßigen und störungsfreien Weiterbetriebes ist die Verlegung eines neuen 
Erdkabels auf einer Länge von ca. 825 m erforderlich ist und die Einspeisung 
über den Schaltschrank RA 02 in der Großmachnower Straße / Heinestraße 
erfolgen soll. Große Teile der Beleuchtungsanlage haben ihre Betriebszeit 
erreicht, sind abgenutzt und müssen auf den aktuellen technischen Stand 
gebracht werden. Derartige Baumaßnahmen erfüllen – soweit es sich nicht 
lediglich um reine Instandsetzungsarbeiten handelt – die Tatbestandsmerk-
male des § 8 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Brandenburg 
(KAG), mit der Folge, dass von den Eigentümern der anliegenden und bei-
tragspflichtigen Grundstücke Straßenbaubeiträge gemäß der Straßenbaubei-
tragssatzung der Gemeinde Rangsdorf (SBS) zu erheben wären. Für die Bei-
tragserhebung ist der zusätzliche Beschluss des konkreten Bauprogramms 
notwendig. Hierfür ist in der Regel die Beschlussfassung der durch ein Inge-
nieurbüro erarbeiteten Ausführungsplanung ausreichend. Eine Beauftragung 
der Planungen erfolgt nach dem Grundsatzbeschluss, ist derzeit aber wegen 
der vorläufigen Haushaltsführung nicht möglich.]

Vergabe eines Erbbaurechts für das Grundstück Zülowpromenade 
18 BV/2018/794

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt unter Be-
rücksichtigung der Entbehrlichkeit die Vergabe eines Erbbaurechts zu 
Wohnzwecken für das Grundstück Zülowpromenade 18, Flur 12, Flurstück 
183, Gemarkung Rangsdorf. Die Vergabe erfolgt nach den Vorgaben des 
Grundsatzbeschlusses der Gemeindevertretung Rangsdorf (BV/2015/239) 
vom 03.09.2015.

Abstimmungsergebnis: Ja: 15 / Nein: 0 / Enthalten: 1

[Das Grundstück ist mit einem Wochenendgrundstück bebaut. Der derzei-
tige Nutzer wünschte eine zeitnahe Vertragsauflösung und die vorzeitige 
Ausschreibung. Das Grundstück wird nicht für die Erfüllung gemeindlicher 
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Aufgaben benötigt und liegt nicht innerhalb der förderwürdigen Gebietsku-
lisse. Aufgrund der Größe ist das Grundstück auch nicht für die Bebauung 
durch die Gemeinde Rangsdorf, den Eigenbetrieb „Wohnen“ zur Schaffung 
von sozial gefördertem Wohnraum geeignet. Der erhöhte Bedarf an Bau-
grundstücken legt die Vergabe des Grundstückes nahe.]

Antrag zum Kauf der Objekte Am Stadtweg 6-12, Großmachnower 
Allee 2-2c sowie 3-3c. BV/2018/799

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt für den Ver-
kauf der Liegenschaften Am Stadtweg 6-12, Großmachnower Allee 2-2c, 
Großmachnower Allee 3-3c eine öffentliche Ausschreibung durchzuführen. 

Frau Rocher stellt im Namen der FDP-Fraktion den Antrag auf namentliche 
Abstimmung.

Name, Vorname	 Fraktion	 Ja	 Nein	 Enthalten
Brockhaus, Ralph	 SPD 		  X
Claus, Katharina	 Die Linke 		  X
Nicolai, Robert	 FDP		  X
Preetz, Peter	 CDU		  X
Mühlmann-Skupien, Jan	 FDP		  X
Gerloff, Matthias	 Bündnis 90/Grüne		  X
Hildebrandt, Jan	 SPD		  X
Krückeberg, Hardy	 DPR		  X
Wetzel, Peter	 Die Linke		  X
Rex, Hartmut	 Die Linke		  X
Rocher, Gertraud	 FDP		  X
Rocher, Klaus	 Fraktionslos		  X
Schlüpen, Detlef	 SPD		  X
Soltkahn, Tassilo	 CDU		  X
Dr. von der Bank, Ralf	 Fraktionslos			   X
Wilhelm, Stephan	 SPD 		  X
Summe:		  0	 15	 1

Abstimmungsergebnis: Ja: 0 / Nein: 15 / Enthalten: 1

[Die Wohnungsgenossenschaft „Funk“ e. G. hat Interesse signalisiert, die 
oben genannten Objekte zu erwerben, um sie in die bestehende Genos-
senschaft aufzunehmen. Grundsätzlich wäre ein solches Rechtsgeschäft 
möglich, allerdings nur, wenn eine entsprechende Ausschreibung allen 
potentiellen Bietern eine einheitliche Datengrundlage und die Möglichkeit 
der Prüfung zur Verfügung stehen würde. Diese Ausschreibung hätte dann 
vorbereitet werden müssen.]

Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten aller Ver-
kaufsstellen aus Anlass von besonderen Ereignissen in der Gemein-
de Rangsdorf BV/2018/802

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die beigefügte 
Ordnungsbehördliche Verordnung (Stand 27.02.2018) über das Offenhalten 
aller Verkaufsstellen aus Anlass von besonderen Ereignissen in der Gemein-
de Rangsdorf.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 / Nein: 3 / Enthalten: 3

[Das Brandenburgische Ladenöffnungsgesetz bietet den Gemeinden die 
Möglichkeit zusätzliche Öffnungszeiten aus besonderem Anlass an Sonn- 
und Feiertagen festzulegen. Die Festlegung dieser zusätzlichen Öffnungs-
zeiten erfolgt durch eine Ordnungsbehördliche Verordnung, für die nach dem 
Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden die Gemeinde-
verwaltung zuständig ist. Die Termine sind: 29.04.2018 – Frühlingsfest, 

07.10.2018 – Erntedankfest, 04.11.2018 – Kinderfest, 09.12.2018 – 2. Ad-
vent, 23.12.2018 – 4. Advent.]

Zustimmung zur kostenfreien Nutzung der Anlagen im „Erich-Dü-
ckert-Sportforum“ durch den SV Rangsdorf 28 e.V. BV/2018/805

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt, dass dem SV 
Rangsdorf 28 e. V. für den Trainingsbetrieb und den Punktspielbetrieb im 
Rahmen der terminlichen Verfügbarkeit die Anlagen im Erich-Dückert-Sport-
forum zur Verfügung gestellt werden. Die Gemeinde Rangsdorf wird für die 
Nutzung für das Jahr 2018 kein Nutzungsentgelt erheben.

Abstimmungsergebnis: Ja: 16 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Die Gemeinde hat die Unterhaltung des Umkleidegebäudes auf dem Sport-
platz in der Birkenallee zum Ende des Jahres 2017 wieder übernommen. 
Ein Umkleideraum in dem Gebäude ist in einem Zustand, dass dieser ohne 
kleinere bauliche Veränderungen und Ausbesserungen nicht mehr für Kinder 
nutzbar ist. Die nötigen Reparaturen können nicht sofort ausgeführt werden, 
auch das Aufstellen von mobilen Einheiten ist wegen der einzuholenden 
Baugenehmigung nicht sofort umsetzbar. Deshalb ist die Nutzung der Räume 
in der Lindenallee als sofort umzusetzende Variante angebracht.]

Namensgebung für den Sportplatz in der Birkenallee 49 BV/2018/809

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt:
der Namensgebung für den Sportplatz in der Birkenallee 49 in Rangsdorf als 
„Systembau Semrok Arena“ wird zugestimmt. Die Namensgebung gilt nur 
für die Jahre 2018 und 2019. 

Abstimmungsergebnis: Ja: 7 / Nein: 4 / Enthalten: 5

[Der 1. Vorsitzende des SV Rangsdorf 28 e. V. beantragt die Zustimmung 
der Gemeindevertretung zur Namensgebung des Sportplatzes Birkenallee in 
„Systembau Semrok Arena“. Nach Mitteilung des Vereins handelt es sich 
um den Hauptsponsor.]

Berufung eines sachkundigen Einwohners in den Ausschuss für Fi-
nanzen BV/2018/789

Die Gemeindevertretung Rangsdorf beschließt die Berufung von Herrn Lutz 
Scheel als sachkundigen Einwohner für den Ausschuss für Finanzen.

Abstimmungsergebnis: Ja: 16 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Rechtgrundlage für die Berufung sachkundiger Einwohner ist die Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf). Hiernach ist die Gemein-
devertretung befugt, neben den Mitgliedern der Gemeindevertretung, Ein-
wohner (insoweit kein Ausschlussgrund vorliegt) zu beratenden Mitgliedern 
in ihre Ausschüsse (sachkundige Einwohner) zu berufen. Somit steht der 
Gemeindevertretung ebenfalls das Recht zur Abberufung zu.]

Abberufung eines sachkundigen Einwohners aus dem Ausschuss 
für Bildung, Kultur, Sport und Soziales und aus dem Ausschuss für 
Migration und Flüchtlinge BV/2018/806

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die Abberufung 
von Herrn Axel Claus als sachkundigen Einwohner aus dem Ausschuss für 
Bildung, Kultur, Sport und Soziales und aus dem Ausschuss für Migration 
und Flüchtlinge.

Abstimmungsergebnis: Ja: 15 / Nein: 0 / Enthalten: 1
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[Rechtgrundlage für die Berufung sachkundiger Einwohner ist die Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf). Hiernach ist die Gemein-
devertretung befugt, neben den Mitgliedern der Gemeindevertretung, Ein-
wohner (insoweit kein Ausschlussgrund vorliegt) zu beratenden Mitgliedern 
in ihre Ausschüsse (sachkundige Einwohner) zu berufen. Somit steht der 
Gemeindevertretung ebenfalls das Recht zur Abberufung zu. Da Herr Claus 
mit Wirkung vom 16.02.2018 sein Mandat als Gemeindevertreter angenom-
men hat, ist er als sachkundiger Einwohner aus dem Ausschuss für Bildung, 
Kultur, Sport und Soziales und aus dem Ausschuss für Migration und Flücht-
linge abzuberufen.]

Bericht über die unvermutete Kassenbestandsaufnahme bei der 
Gemeindeverwaltung Rangsdorf nach § 102 Abs.1 Nr. 3 und Nr. 5 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
IV/2017/153

[Die Informationsvorlage zur Kassenprüfung wird von den Gemeindevertre-
tern zur Kenntnis genommen. Am 16.11.2017 erfolgte durch eine Mitarbei-
terin des Rechnungsprüfungsamtes Schlieben eine unvermutete Kassen-
bestandsaufnahme bei der Gemeinde Rangsdorf. Im Prüfbericht sind keine 
Beanstandungen enthalten, die schriftliche Stellungnahmen der Gemeinde-
bediensteten erfordern.]

Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung wurden zu folgenden Angelegenheiten 
Beschlüsse gefasst.

Aufhebung des Beschlusses BV2017/649 BV/2018/801

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf beschließt die Aufhebung 
des Beschlusses 649 aus 2017

Abstimmungsergebnis: Ja: 16 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Eine Vergabe an die Mieterin sollte aufgrund sozialer Aspekte erfolgen. 
Aufgrund der unterschiedlichen Auffassung zum Verkehrswert sind die Ver-
handlungen als gescheitert anzusehen und der Beschluss ist aufzuheben.]

Herr und Frau Rocher verlassen um 21:45 Uhr die Sitzung. Es sind nun nur 
noch 14 stimmberechtigte Mitglieder anwesend.

Dienstaufsichtsbeschwerde BV/2018/788

Die Gemeindevertretung beschließt das beigefügte Antwortschreiben zur 
Dienstaufsichtsbeschwerde durch Herrn M. gegen den Bürgermeister der 
Gemeinde Rangsdorf.

Abstimmungsergebnis: Ja: 14 / Nein: 0 / Enthalten: 0

[Der Petent wandte sich an die Gemeindevertretung bezüglich der Erneue-
rung und Verbesserung der Straßenbeleuchtung.]

Weitere Informationen zu den einzelnen Vorlagen finden Sie im Internet un-
ter www.rangsdorf.de/Politik/Bürgerinformation.de

Auszug aus dem Bericht des Bürgermeisters zur Sitzung der Gemeindevertretung  
am 08.03.2018

Nach wie vor gibt es für das Jahr 2018 keine gültige Haushaltssatzung 
der Gemeinde Rangsdorf. Die vorläufige Haushaltsführung wird nun schon 
im dritten Monat fortgesetzt. Auf Nachfrage in dieser Woche erklärte die 
Kommunalaufsicht, dass sie die Bearbeitung des Genehmigungsantrages 
begonnen hat. 

Die mobilen Einheiten für die Errichtung einer neuen Kindertagesstätte auf 
dem Grundstück „Pramsdorfer Weg 2“ sind in der Zwischenzeit aufgestellt 
worden. Hier fehlt bisher immer noch die Baugenehmigung. Erst nach der 
Baugenehmigung kann eine Bauabnahme beantragt werden. Diese wiede-
rum ist Voraussetzung für die Inbetriebnahme einer Kindertagesstätte. Der 
Träger hat unterdessen bis auf die Bauabnahme die Bauunterlagen beim 
Ministerium eingereicht, das Personal eingestellt und sich auf den Betrieb 
vorbereitet. Der Bedarf zur Betreuung von Kindern ist ebenfalls da. 

In der Erwin-Benke-Sporthalle wurde in den Winterferien die Sicherheits-
beleuchtung erneuert. Dies war eigentlich schon für das letzte Jahr beauf-
tragt, wurde dann aber wegen der Gewährleistung des Schulbetriebes in 
die Ferien im Februar verschoben. Die sicherheitstechnische Abnahme der 
erneuerten Sicherheitsbeleuchtung ist ebenfalls mittlerweile erfolgt.

Die für die Abholung der gelben Säcke (Grüne-Punkt Tüten) zuständige Fir-
ma ALBA Group hat die Abholung der Säcke für den Bereich der Kienitzer 
Straße und des Grenzweges zwischen dem Waldrestaurant und der Lan-
gobardenstraße eingestellt. Hierzu gab es noch einmal einen Vororttermin 
mit dem Geschäftsführer. Dabei hat der Geschäftsführer auf die Unfallver-
hütungsvorschriften verwiesen. Danach muss bei einer Einbahnstraße eine 

Mindestfahrbahnbreite von 3,55 Meter eingehalten werden, um die gelben 
Säcke abholen zu können. Diese Mindestbreite wird für den gesamten Stra-
ßenabschnitt gerade so erreicht. Von Seiten der Gemeinde wird beim zu-
ständigen Straßenverkehrsamt deshalb eine Einbahnstraßenbeschilderung 
beantragt. Die Problematik trifft auch noch an verschiedenen anderen Stel-
len in Rangsdorf zu. Hier wird nun auch nach und nach das Nötige veranlasst 
werden müssen. 

Der Bau- und Betriebshof der Gemeinde Rangsdorf war im letzten Monat im 
Wesentlichen mit Baumschnitt beschäftigt. Überwiegend ging es um das 
Ausschneiden von Lichtraumprofilen und die Beseitigung von Gefährdungen. 
Weiterhin sind verschiedene Grünflächen aus dem letzten Jahr, die sonst 
vom Bau- und Betriebshof gemäht und gepflegt werden, noch nicht bearbei-
tet worden. Dies war aus Zeit- und Personalgründen bisher nicht möglich. 
Die beiden gemeindlichen Elektriker waren fast einen ganzen letzten Monat 
in gemeindlichen Einrichtungen eingesetzt. Auch hier wirkt sich in beiden 
Fällen die vorläufige Haushaltsführung aus. Danach sind zunächst für die 
pflichtigen Aufgaben die Ressourcen heranzuziehen, die vorhanden sind und 
erst dann sind Aufträge an Dritte auszulösen. Dies ging in dem Fall zu Lasten 
der Grünflächenpflege und der Straßenbeleuchtung. 

Mit Vorstandsmitgliedern des Sportvereins „Rangsdorf 28 e.V.“ wurde 
eine Lösung erarbeitet, dass der südliche Umkleideraum im Gebäude in 
der Birkenallee nach geringen Umbauarbeiten auch wieder für den Betrieb 
mit Kindern und Jugendlichen genutzt werden kann. Diese Umbauarbeiten 
sollen demnächst umgesetzt werden. Hierfür müssen voraussichtlich die 
Beschäftigten des Bau- und Betriebshofes eingesetzt werden. Auch hier gilt 
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die vorläufige Haushaltsführung, das heißt, zunächst auf die eigenen Res-
sourcen zurückzugreifen, um pflichtige Aufgaben, hier die Unterhaltung des 
Gebäudes, durchführen zu können. 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes „Zülowniederung / Langer Berg“ 
wurde die als Anlage beigefügte Postwurfsendung verteilt. In diesem Blatt 
werden viele Behauptungen aufgestellt, die einfach nicht zutreffen. Im Er-
gebnis haben in den letzten beiden Tagen viele Eigentümer aus dem Bereich 
in der Gemeindeverwaltung der Gemeinde Rangsdorf vorgesprochen. Wie 
Sie am 25.01.2018 beschlossen haben, sind in der derzeitigen Auslegung 
nur Einwände zu den in diesem Jahr veränderten Passagen des Planent-
wurfes möglich. Um diese Änderungen geht es den Initiatoren der Bürge-
rinitiative, deren Anschreiben Sie als Anlage erhalten, gar nicht. Warum 
dann diese Auslegung verlängert werden soll, erschließt sich mir deshalb 
inhaltlich nicht. Unter anderem wegen des genannten Flugblattes besteht 
derzeit eine große Verunsicherung der Eigentümer im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans (B-Plans) RA 26 „Zülowniederung / Langer Berg“. Zu den 
häufigsten Fragen, die dazu gestellt werden, möchte ich auf diesem Wege 
Ausführungen machen, um Unklarheiten zu beseitigen.
Ausführlichere Erläuterungen zu diesen Punkten finden Sie auf der Internet-
seite der Gemeinde Rangsdorf: www.rangsdorf.de > Aktuelles; bzw. > Po-

litik> Bürgerbeteiligungen. Sollten Sie weitere Fragen haben, stehen Ihnen 
die Mitarbeiter im Bauamt gern zur Verfügung. [Der ausführliche Text aus 
dem Bericht wurde hier nicht abgedruckt.]

Zu der [dazu vorgelegten] Petition würden wir, sofern Sie keine Einwände 
erheben, wie bisher mit Petitionen weiter verfahren. 

Als Anlage erhalten Sie ein Schreiben des Straßenverkehrsamtes zu einer 
von  Ihnen gewollten Beschilderung in der Straße „Am Stadtweg“. Der An-
trag wurde durch das Straßenverkehrsamt beim Landkreis abgelehnt.

Weiterhin erhalten Sie als Anlage ein Schreiben von der Toll Collect GmbH. 
Wie Sie wissen, wird auf Bundesstraßen zum 01.07.2018 ein LKW-Mautsys-
tem eingeführt. Dazu wird auf der B 96 zwischen Weidenweg und Mitten-
walder Straße eine Kontrollsäule aufgestellt werden.

Wegen der Wetterlage konnten die Bauarbeiten zum Umbau des Bahnüber-
gangs „Pramsdorf“ nicht bis Ende Februar ausgeführt werden. Deshalb wur-
de die Sperrung der Bahnquerung um 14 Tage verlängert.

gez. Rocher

Pressemitteilung des Bürgermeisters vom 07.03.2018

Information zum Bebauungsplan RA 26 „Zülowniederung / Langer Berg“

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger, 

im Geltungsbereich des Bebauungsplans (B-Plans) RA 26 „Zülowniederung / 
Langer Berg“ kursiert ein Flugblatt mit unkorrekten Behauptungen zu dessen 
Inhalt, mit dem die Eigentümer offensichtlich verunsichert werden sollen. 
Diese Verunsicherung führte zu vielen Anfragen und dazu, dass eine Petition 
gegen den B-Plan in Umlauf gebracht wurde.  
Grund ist ggf., dass einzelne Bauvorhaben, die dem B-Plan wiedersprechen, 
nicht genehmigt werden.
Da sich nicht alle Bürger im Rathaus dazu informieren können, möchte ich 
auf diesem Wege Ausführungen zu einigen Punkten geben, die angespro-
chen wurden, um Unklarheiten zu beseitigen und die ungerechtfertigten 
Anwürfe zu entkräften.

Wozu dient der B-Plan?
Die Gemeine Rangsdorf hat die Aufgabe Bauleitpläne aufzustellen, soweit 
und sobald es für die städtebauliche Ordnung erforderlich ist. Dies war auf-
grund aktueller baulicher Entwicklungen innerhalb des Plangebietes, das in 
Eigenart und Nutzung relativ einheitlich ist, der Fall. Der B-Plan wurde auf-
gestellt, da es zunehmend Bauvorhaben im Plangebiet gab, die deutlich über 
das bisherige Maß der Bebauung hinausgingen und für die nach Waldum-
wandlungsgenehmigungen der gesamte Baumbestand gerodet wurde. Diese 
Vorhaben wurden von der Bauaufsichtsbehörde trotz Ablehnung durch die 
Gemeinde Rangsdorfs genehmigt. Die einzige Möglichkeit solche ortsunty-
pischen Vorhaben zu verhindern, ist ein Bebauungsplan mit entsprechenden 
Festsetzungen.

Sind die Waldflächen damit bebaubar?
Die Waldeigenschaft von Grundstücken wird durch die Ausweisung als 
Baufläche nicht aufgehoben, Waldumwandlungsgenehmigungen sind für die 
Bebauung der betroffenen Grundstücke nach wie vor einzuholen. Hierzu wur-
den zum B-Plan bereits Vorabstimmung mit der Forstbehörde getroffen, für 
welche Flächen eine Waldumwandlungsgenehmigung in Aussicht gestellt 
wird und damit Klarheit für die Privateigentümer geschaffen. 
Nach der Waldumwandlung gelten die Festsetzungen des B-Planes. Da bei 

den Pflanzverpflichtungen, die im Übrigen nur als Ausgleichsmaßnahmen im 
Rahmen von Baugenehmigungsverfahren gelten, auch Altbäume angerech-
net werden, kann dadurch ggf. das nach der Waldumwandlung zulässige 
Abholzen der Gesamtgrundstücke vermieden werden, um das Ortsbild zu 
erhalten.

Muss ich mein Grundstück jetzt nach den Pflanzverpflichtungen 
„aufforsten“?
Die Pflanzverpflichtungen (bei denen Altbäume angerechnet werden) werden 
nur im Rahmen von Bauantragstellungen geprüft. Solange keine Baumaß-
nahmen erfolgen, sind auch keine Pflanzverpflichtungen umzusetzen. 

Die Öffentlichkeit wurde nicht ausreichend informiert.
Dass Verfahren zur Aufstellung von B-Plänen und der Beteiligung der Öffent-
lichkeit ist im Baugesetzbuch (BauGB - §3 Abs. 2 und §4 Abs. 2) geregelt und 
wurde hier entsprechend durchgeführt. Ein Anschreiben aller Eigentümer ist 
nicht vorgesehen. Hier greift Art 14 GG, nach dem Eigentum eben auch zur 
Information durch die Eigentümer verpflichtet.
Der Beschluss zur Aufstellung des B-Planes RA 26 „Zülowniederung / Lan-
ger Berg“ wurde am 12.03.2015 gefasst, am 20.03.2015 im Amtsblatt der 
Gemeinde öffentlich bekanntgemacht und seither vielfach in den öffentli-
chen Ausschusssitzungen der Gemeindevertretung beraten und diskutiert. 
Dies war jeweils vor der Beratung auf der bekanntgemachten Tagesordnung 
erkennbar. Sowohl der Vorentwurf als auch der Entwurf des B-Planes wur-
den geprüft und gebilligt und jeweils für die Dauer eines Monats öffentlich 
ausgelegt, wobei die Unterlagen auch immer im Internet der Gemeinde ein-
sehbar waren. 
Die jetzige 3. Auslage erfolgt nach Bestätigung des Entwurfs des B-Planes 
nur noch zu den 11 Änderungsbereichen, die in der Bekanntmachung gekenn-
zeichnet wurden. Für eine erneute und vollständige Auslegung des Planes 
gibt es keine städtebauliche Erforderlichkeit und Begründung.

Warum wurden Mindestgrundstücksgrößen festgesetzt?
Die Festsetzung von Mindestgrundstücksgrößen soll eine Zersiedelung durch 
übermäßige Teilung der Grundstücke verhindern und dient der Sicherung 
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des Ortsbildes. Mit 750 m² (Einzelhäuser) bzw. 600 m² (Doppelhaushälften) 
entsprechen die Festsetzungen den in diesem Bereich üblichen Bebauun-
gen. Hierzu gibt es in der Begründung zum B-Plan weitere Ausführungen 
und Karten.
Im Bereich des B-Planes RA 21 „Klein-Venedig“, der seit 2000 gilt, wurden 
ebenfalls Mindestgrundstücksgrößen und eine Maximalgröße für die Grund-
fläche von Gebäuden festgesetzt. Damit konnte der Charakter des Gebietes 
erhalten werden, eine Wertminderung der Grundstücke hat sich daraus nicht 
ergeben. Im Gegenteil, in dem Bereich ist Bauland besonders wertvoll.  

Verliere ich bebaubares Land durch die Baugrenzen?
Die Baugrenzen definieren gem. § 23 Baunutzungsverordnung (BauNVO) die 
überbaubare Grundstücksfläche des Grundstückes, In diesem Bereich ist das 
Hauptgebäude auf dem Grundstück mit dem zulässigen Maß der baulichen 
Nutzung zu errichten. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind mit 27 m 
Tiefe so weit gefasst, dass bei Einhaltung der GRZ von 0,2 auch die Errich-
tung von 2 Hauptgebäuden möglich ist.
Nebengebäude und Nebenanlagen nach § 14 BauNVO (Schuppen, Stellplät-
ze etc.) können auch außerhalb der Baugrenzen zugelassen werden. 
Mit der Festsetzung einer GRZ (Grundflächenzahl) von 0,2 sind 20 % der 
Grundstücksfläche überbaubar. Nach § 19 Abs. 4 der Brandenburgischen 
Bauordnung kann diese GRZ um 50 % für Garagen, Stellplätze und Neben-
anlagen nach § 14 BauNVO überschritten werden.
Da auch nach § 34 BauGB ein Grundstück nicht vollständig überbaut werden 
könnte, regeln die Baugrenzen nur, wo die Hauptbebauung zulässig ist. Als 
Grundlage der Berechnung dient dabei weiterhin die gesamte Grundstücks-
fläche. Damit geht kein Land als nicht bebaubar verloren, es wird ledig-
lich die Anordnung künftiger Hauptgebäude städtebaulich geregelt. Damit 
besteht auch mehr Planungssicherheit als nach dem sonst geltenden § 34 
BauGB. 

Warum ist der Bestandsschutz nicht geregelt?
Der Bestandsschutz ist ein Rechtsinstitut, das zur allgemeinen Rechtssicher-
heit gehört und insbesondere durch Rechtsprechung aus Art. 14 des Grund-
gesetzes entwickelt wurde und im Einzelnen nicht gesetzlich geregelt ist. 
Es sichert für den Eigentümer das rechtmäßig geschaffene Eigentum, hier 
also Bauwerke und Nutzungen, die rechtmäßig errichtet wurden. Diese 
haben auch weiterhin Bestand, unabhängig von abweichenden rechtlichen 
Anforderungen, z. B. durch den B-Plan. 
Bestandsschutz kann daher nicht im Bebauungsplan geregelt werden, es be-
darf auch keiner gesonderten Ausführungen, da der Bestandsschutz oberhalb 
des Baurechtes einzuordnen ist.

Warum ist mein Gebäude im B-Plan nicht eingezeichnet?
Grundlage des Planes ist die aktuelle Liegenschaftskarte des Katasteramtes. 

In dieser Karte sind nicht alle Gebäude eingemessen. Insbesondere ältere 
Gebäude, für die keine Einmessungspflicht durch die Eigentümer besteht, 
sind nicht erfasst.
Eine Eintragung kann nur aufgrund einer kostenpflichtigen amtlichen Ver-
messung durch einen Vermessungsingenieur erfolgen. Dies ist nicht Aufgabe 
des B-Planes.
Die Planunterlage enthält jedoch den überwiegenden Gebäudebestand 
innerhalb des Geltungsbereiches, so dass der Zustand des Plangebiets in 
einem für den Planinhalt ausreichenden Grade vorhanden ist.

Muss ich aufgrund der Festsetzung zur Einfriedung meine Hecken 
entfernen?
Die Regelung zur Einfriedung gilt zum einen nur für die Einfriedung an Ver-
kehrsflächen, also zur Straße hin. Für die seitlichen Einfriedungen zu den 
Nachbargrundstücken gelten die allgemeinen Regelungen der Brandenbur-
gischen Bauordnung bzw. das Brandenburgische Nachbarrechtsgesetz.
Des Weiteren werden nur transparente Zäune festgesetzt, Hecken und 
Bepflanzungen sind nicht geregelt und weiter an den Grundstücksgrenzen 
zulässig. 
Mit der Festsetzung soll zur Erhaltung des Ortsbildes die Errichtung von mas-
siven Einfriedungen und Mauern bis 2 m Höhe verhindert werden, wie sie 
die Brandenburgische Bauordnung inzwischen zulässt. 

Warum gilt der B-Plan nur für ein bestimmtes Gebiet?
Rangsdorf hat mit Groß Machnow bereits 20 rechtskräftige Bebauungspläne, 
die die zulässige Bebauung in städtebaulich zusammenhängenden Gebieten 
regeln. Die Baugrundstücksflächen in den Bebauungsplänen sind in der Re-
gel die mit den höchsten Bodenrichtwerten in Rangsdorf. 
Aufgrund des großen Siedlungsdruckes und der o. g. massiven Bebauungen 
im jetzt definierten Geltungsbereich des B-Planes RA 26 „Zülowniederung 
/ Langer Berg“, der sich durch hügelige Lagen und dichteren Waldbaum-
bestand auszeichnet, wurde der Geltungsbereich entsprechend festgesetzt. 
Es ist angedacht, in Abhängigkeit von der Haushaltssituation der Gemein-
de die Bebauung auch in weiteren Gebieten durch entsprechende B-Pläne 
zu regeln, um eine städtebauliche Ordnung zu sichern und „Wildwuchs“ zu 
vermeiden.

Ziel des B-Planes ist es also, das Ortsbild in diesem besonders attraktiven 
Bereich von Rangsdorf zu erhalten und den Eigentümern Planungssicherheit 
für künftige Vorhaben zu geben. 
Ich hoffe, mit diesen Erläuterungen zur Versachlichung der Diskussion und 
Klärung von Fragen beitragen zu können.

Mit freundlichen Grüßen
Rocher

Anfrage vom Dr. Ralf von der Bank vom 18.03.2018 zur  
Sitzung des Gemeindeentwicklungsausschusses am 20.03.2018

An den Vorsitzenden der Gemeindevertretung Jan Hildebrandt.
	 18.03.2018

An den Bürgermeister Klaus Rocher.

A N F R A G E  BAUMÄNGEL TUNNEL-EISENBAHNQUERUNG

Mit der Bitte um Beantwortung im Gemeindeentwicklungsausschuss am 
20.3.2018

Sachverhalt
Die Tunneleröffnung erfolgte am 30. Mai 2015.

Die FREIE WÄHLER – ALLIANZ für Rangsdorf hatten die Mängel am Tunnel 
bereits in einer Sitzung der Gemeindevertretung thematisiert. Anlass war 
der erfolgte, erstmaliger Beseitigungsversuch der Mängel, nachdem große 
Risse an der südlichen Seitenwand des Tunneltrogbauwerks aufgetreten 
waren.
Am 15. März 2018 konnte durch mich beobachtet, dass wieder Feuchtigkeit/
Wasser aus den, in der Mangelbeseitigung, verfugten Rissen austrat. Dieser 
Mangel wurde von mir mit Fotos dokumentiert, die nachstehend der Anfrage 
beigefügt sind.

Aus diesen Gründen frage ich den Bürgermeister,
1. 	 Wer ist für die Mängelbeseitigung verantwortlich?
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2. 	 Wann läuft die Gewährleistung gegenüber der Gemeinde Rangsdorf ab?
3. 	 Unter welchen Umständen hat die Gemeinde ein Anrecht auf Wand-

lung?
4. 	 Wurde bereits gutachterlich ermittelt, welche Ursache der Rissbildung 

zu Grunde liegt (beispielsweise Setzung, mangelnde Gründung, man-
gelnde Tragfähigkeit des Bodens, unzureichende Armierung, unzurei-
chende Dicke der betroffenen Trogseitenwand, fehlerhafte Einschätzung 
des Grundwassers / des Schichtenwasserverhaltens, etc.)? Bitte erläu-
tern Sie ausführlich.

5. 	 Welche Schritte wurden durch den Bürgermeister eingeleitet?

gez. Ralf von der Bank
Mitglied der Gemeindevertretung“

Antwort des Bürgermeisters: 

Zu der Problematik wurden Sie schon mehrfach informiert. Im Bericht des 
Bürgermeisters zur Sitzung der Gemeindevertretung vom 06.04.2017 steht:

„Schon während des Baus des Straßentroges unter der Eisenbahn wurde 
von der Gemeinde bemängelt, dass aus Sicht der Gemeinde teilweise eine 
nicht ausreichende Betondicke/Betongüte verwendet wurde. Im letzten Jahr 
waren dann im Tunnel Risse im Beton sichtbar, aus denen Wasser austrat. 
Dies wurde von der Gemeinde gegenüber der Bahn als Auftraggeber des 
Baus angezeigt. Die Bahn hat daraufhin diesen Mangel gegenüber den bau-
ausführenden Firmen geltend gemacht. Das von der Baufirma gewählte Sa-
nierungskonzept wurde durch einen von der Bahn beauftragten Gutachter zur 
Umsetzung frei gegeben. Durch Verpressungen wurde der  Wasseraustritt 
beendet. Der Gutachter hat die Maßnahmen zur Abdichtung Vorort begleitet 

und nach ihrer Beendigung abgenommen.“

Weiterhin wurde im Bericht des Bürgermeisters zur Sitzung der Gemeinde-
vertretung am 27.04.2017 dargestellt:

„… sind die Arbeiten zur Behebung des Wassereintritts in der Straßenun-
terführung unter der Bahn in der Kienitzer Straße noch nicht abgeschlossen. 
Die deutsche Bahn hat uns mitgeteilt, dass hier noch eine abschließende 
gutachterliche Stellungnahme erfolgen muss und eventuell noch weitere 
Arbeiten nötig sein werden.“ 

Ergänzend wurde im Bericht des Bürgermeisters zur Sitzung der Gemeinde-
vertretung am 25.01.2018 mitgeteilt:

„… bestehen zurzeit Probleme durch Wassereintritt und Risse in der Stra-
ßenunterführung. Insbesondere direkt unter der Bahn gibt es verschiedene 
Rissbildungen, die teilweise bereits von der bauausführenden Firma nach-
träglich verpresst wurden. Hierzu wurde erstmals schon während der Bau-
phase durch die Bahn ein unabhängiger Sachverständiger hinzugezogen, der 
auch nach wie vor das Verfahren begleitet. Die Baufirma hat noch verschie-
dene Beanstandungen aus dem Gutachten des Sachverständigen abzuarbei-
ten. Die Gemeinde, die die Gewährleistung von der Bahn inzwischen über-
nommen hat, hat dies gegenüber der bauausführenden Firma angemahnt.“

Zusätzlich ist noch anzumerken, dass die Arbeiten auch wegen des nach 
wie vor anhaltenden Frostes noch nicht durch die bauausführende Firma 
abgeschlossen werden konnten. 

gez. Rocher

Anfrage von Herrn Dr. von der Bank vom 18.03.2018 zur Sitzung des Ausschusses  
für Gemeindeentwicklung, Bauen und Naturraumentwicklung am 20.03.2018

An den Vorsitzenden der Gemeindevertretung Jan Hildebrandt.
	 18.03.2018

An den Bürgermeister Klaus Rocher.

A N F R A G E   G R A F I T I  im TUNNEL-EISENBAHNQUERUNG

Mit der Bitte um Beantwortung im Gemeindeentwicklungsausschuss 
am 20.03.2018

Sachverhalt

Die Tunneleröffnung erfolgte am 30. Mai 2015. Seit Eröffnung und zuletzt 
mit gefühlt verstärkter Aktivität kommt es zum Aufsprühen von Graffiti auf 
die Schallschutzwände des Bahnhofes. Zunächst waren insbesondere die 
von außen kaum einsehbaren Innenseiten der Schallschutzwände betrof-
fen. Mittlerweile werden die Schallschutzwände auch von außen besprüht. 
Seit einiger Zeit werden auch die Betonwände des Tunnels mit Graffiti ver-
schmutzt. Ein Foto einer Wand des Aufgangsbereichs ist nachstehend exem-
plarisch eingefügt. Zudem findet sich auf den Treppenaufgängen Abfall, so 
dass insgesamt ein ungepflegter Eindruck entsteht.

Die FREIE WÄHLER – ALLIANZ für Rangsdorf hatten das Thema Graffiti be-
reits angesprochen und auch zur Erhöhung der Sicherheit und Sauberkeit 
eine Videoüberwachung vorgeschlagen.

Aus diesen Gründen frage ich den Bürgermeister,
1.  	 Wer ist für die Beseitigung der Graffiti a) im Tunneltrog und b) an den 

Schallschutzwänden verantwortlich?
2. 	 Von der Gemeindevertretung war beschlossen worden, einen Schutzan-

strich gegen Graffiti auf die Betonwände aufzubringen. Wurde geprüft, 
ob dies tatsächlich im beabsichtigten Umfang geschehen ist?

3. 	 Wurden vom Bürgermeister mit der Bahn und der Revierpolizei Maßnah-
men abgestimmt, um den Tunnel und den Bahnhof insgesamt besser zu 
überwachen?

4. 	 Welche Schritte gedenkt der Bürgermeister umzusetzen, um die Graffiti 
zu entfernen und die Sauberkeit des Bahnhofs zu erhöhen?

Gez. Ralf von der Bank
Mitglied der Gemeindevertretung“

Antwort des Bürgermeisters:

Zu den Zuständigkeiten im Bereich des Bahnhofes gab es mit der Vorlage 
BV/2015/165 eine umfassende Information. Die Vorlage wurde von der Ge-
meindevertretung am 23.04.2015 in einer geänderten Variante beschlossen. 
Darin ist enthalten, dass die Gemeinde nur für die Sichtbetonflächen inner-
halb der Straßenunterführung zuständig ist. Die Deutsche Bahn AG hatte es 
abgelehnt, unter anderem für die Aufgänge zu den Bahnsteigen einen Graf-
fitischutz aufbringen zu lassen. Auch für die Lärmschutzwände ist die Deut-
sche Bahn AG zuständig. Ein Tätigwerden der Gemeinde wurde von der Bahn 
in beiden Fällen abgelehnt. Deshalb wurde der Graffitischutz entsprechend 
des oben genannten Beschlusses nur auf die Sichtbetonwände innerhalb des 
Straßentroges aufgetragen, nicht aber bei den Aufgängen von dem Straßen-
trog zu den Bahnsteigen. Der Graffitischutz verhindert nicht das Aufsprühen 
von Graffiti, sondern ermöglicht das leichtere Beseitigen von diesem. 
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Die Gemeinde hat die Graffitis auch schon mehrfach beseitigen lassen. Der-
zeit ist die Beseitigung aber nicht möglich. Es handelt sich um eine freiwilli-
ge Aufgabe, die in den Zeiten der vorläufigen Haushaltsführung, die Sie als 
Gemeindevertreter in der namentlichen Abstimmung am 13.12.2017 auch 
wollten, nicht umsetzbar ist. Von daher beabsichtige ich als Bürgermeister 
derzeit gar nichts umzusetzen. Dies ist erst möglich, wenn es einen Haushalt 
für die Gemeinde Rangsdorf für das Jahr 2018 gibt. 

Mit der Deutschen Bahn AG und auch mit der Revierpolizei sind wir (die Ge-
meindebediensteten) regelmäßig im Gespräch. Weiterhin hat die Deutsche 

Bahn AG auch die Graffitis an den Bahnsteigaufgängen schon einmal mit 
grauer Farbe überstrichen. Als Unternehmen im Eigentum der Bundesrepub-
lik Deutschland handelt die Deutsche Bahn AG in eigener Zuständigkeit. Die 
Polizei im Land Brandenburg ist nicht in der Lage, sofort und überall tätig 
zu werden. Dazu gibt es einfach zu wenig Polizisten im Land Brandenburg. 
Letzteres ist allerdings ein Problem des Bundeslandes und nicht eines der 
Gemeinde Rangsdorf und kann demzufolge auch nicht vom Bürgermeister 
oder der Gemeindevertretung Rangsdorf gelöst werden. 

gez. Rocher

Informationen aus der Sitzung des Hauptausschusses der Gemeinde Rangsdorf  
vom 22.02.2018 von 19:00 bis 21:17 Uhr

Anwesenheit:

Gemeindevertreter/in	 Fraktion
Herr Peter Wetzel 	 DIE LINKE, Vorsitzender
Herr Hans-Joachim Fetzer 	 DPR
Herr Guido Filipov 	 SPD
Herr Matthias Gerloff 	 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Herr Jan Mühlmann-Skupien 	 FDP
Herr Peter Preetz 	 CDU
Frau Gertraud Rocher 	 FDP
Herr Tassilo Soltkahn 	 CDU
Herr Stephan Wilhelm 	 SPD
Herr Dr. Ralf von der Bank 	 fraktionslos

Beauftragte/r
Herr Axel Claus 	 Behinderten- und Seniorenbeauftragter

Gemeindebedienstete
Frau Manuela Wilke (Leiterin Eigenbetrieb Wohnen)
Frau Viktoria Wolff (Schriftführerin)
Herr Klaus Rocher (Bürgermeister)

Beschlüsse, Hinweise und Empfehlungen zu den Vorlagentagesordnungs-
punkten.

Pachtverträge für die zukünftige Nutzung des Strandbadgeländes 
BV/2017/781

[Zu dem Tagesordnungspunkt haben die Bewerber um die Pacht ihre Vorha-
ben mit dem Strandband vorgestellt. Von Seiten des Kegelsportvereins Blau-
Gold wurden Bedenken zur Nutzung von Räumen im Gebäude der Kegelbahn 
dargelegt und die derzeitige Nutzung durch den Kegelverein dargestellt. Aus 
beiden Darstellungen ergaben sich verschiedene Punkte, die noch nicht im 
Detail abgestimmt und geklärt sind. Deshalb wurde den Keglern und den 
Bewerbern für die Verpachtung aufgegeben, sich zu einigen. Deshalb wurde 
die Vorlage in die Sitzung der Gemeindevertretung am 8. März dieses Jahres 
verwiesen.

Abstimmungsergebnis:
11 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen)

Erweiterung der Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes 
„Wohnen“ um die Prüfung des Jahresabschlusses für das Wirt-
schaftsjahr 2016 BV/2018/797

[Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Teltow-Fläming würde der 
Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes „Wohnen“ durch ein ex-

ternes Wirtschaftsprüfungsunternehmen unter der Voraussetzung zustim-
men, dass der ersten Jahresabschluss des Eigenbetriebes „Wohnen“ für 
das Wirtschaftsjahr 2016 zusammen mit der Eröffnungsbilanz geprüft wird. 
Deshalb wird der Gemeindevertretung die Zustimmung zum Beschlussvor-
schlag empfohlen. 

Abstimmungsergebnis:
11 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen]

Einholung von Angeboten einer unabhängigen Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft für die Prüfung der Eröffnungsbilanz des Eigenbetriebes 
„Wohnen“ sowie des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 
2016. BV/2018/798

[Gemäß Beschluss BV/2017/685 soll die Prüfung der Eröffnungsbilanz des 
Eigenbetriebs „Wohnen“ durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ge-
prüft werden. Wie in der Beschlussvorlage BV/2018/797 geschildert, darf 
die Prüfung gem. avisierter Genehmigung des Rechnungsprüfungsamtes 
des Landkreises Teltow-Fläming nur im Zusammenhang mit der Prüfung des 
Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr 2016 erfolgen. Die Einholung der 
Angebote von drei Wirtschaftsprüfungsunternehmen soll daher um die Prü-
fung des Jahresabschlusses des Wirtschaftsjahres 2016 des Eigenbetriebs 
„Wohnen“ erweitert werden. Der Gemeindevertretung wird die Zustimmung 
zum Beschlussvorschlag empfohlen.

Abstimmungsergebnis:
11 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen]

Bericht zum Wirtschaftsplanvollzug des Eigenbetriebes „Wohnen“ 
zum 31.12.2017. IV/2018/157

[Frau Wilke trug den Bericht vor und gab Hinweis, dass sie im nächsten 
Bericht einen Vergleich der Planung und der bisherigen bzw. aktuellen Aus-
gaben und Einnahmen einarbeiten wird.

Die Vorlage wurde von den Ausschussmitgliedern zur Kenntnis genommen.]

Antrag zum Kauf der Objekte Am Stadtweg 6-12, Großmachnower 
Allee 2-2c sowie 3-3c. BV/2018/799

[Die Wohnungsgenossenschaft „Funk“ e. G. hat Interesse signalisiert, die 
oben genannten Objekte zu erwerben, um sie in die bestehende Genos-
senschaft aufzunehmen. Grundsätzlich wäre ein solches Rechtsgeschäft 
möglich, allerdings nur, wenn eine entsprechende Ausschreibung allen 
potentiellen Bietern eine einheitliche Datengrundlage und die Möglichkeit 
der Prüfung zur Verfügung stehen würde. Diese Ausschreibung hätte dann 
vorbereitet werden müssen. Der Gemeindevertretung wurde die Ablehnung 
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des Beschlussvorschlages empfohlen.

Abstimmungsergebnis:
0 Ja / 5 Nein / 6 Enthaltungen

Wirtschaftsplan für das Jahr 2018 für den Eigenbetrieb „Wohnen"“-
der Gemeinde Rangsdorf BV/2018/796

[Der Wirtschaftsplan 2018 wurde vorgestellt und der Gemeindevertretung 
zur Zustimmung empfohlen.

Abstimmungsergebnis:
11 Ja / 0 Nein / 0 Enthaltungen

Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten aller Ver-
kaufsstellen aus Anlass von besonderen Ereignissen in der Gemein-
de Rangsdorf BV/2018/802

[Das Brandenburgische Ladenöffnungsgesetz bietet den Gemeinden die 
Möglichkeit zusätzliche Öffnungszeiten aus besonderem Anlass an Sonn- 
und Feiertagen festzulegen. Die Festlegung dieser zusätzlichen Öffnungs-
zeiten erfolgt durch eine Ordnungsbehördliche Verordnung, für die nach dem 
Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden die Gemeinde-
verwaltung zuständig ist. Die Termine sind: 29.04.2018 – Frühlingsfest, 
07.10.2018 – Erntedankfest, 04.11.2018 – Kinderfest, 09.12.2018 – 2. Ad-
vent, 23.12.2018 – 4. Advent. Der Gemeindevertretung wird die Zustimmung 
zum geänderten Beschlussvorschlag empfohlen. 

Abstimmungsergebnis:
10 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltungen

Ausnahme von der Satzung über die Veränderungssperre für das 
Bebauungsplangebiet RA 26 „Zülowniederung / Langer Berg“ zur 
Errichtung eines Einfamilienhauses mit Garage und befestigter Zu-
fahrt in der Frankenallee 18 BV/2018/793

Der Hauptausschuss der Gemeinde Rangsdorf beschließt die Erteilung einer 
Ausnahme von der Satzung über die Veränderungssperre für das Bebau-
ungsplangebiet RA 26 „Zülowniederung/Langer Berg“ zur Errichtung eines 
Einfamilienhauses mit Garage und befestigter Grundstückszufahrt in der 
Gemeinde Rangsdorf, Frankenallee 18, Flur 12, Flurstück 313.

[Die Antragstellerin hat für das geplante Vorhaben im Frühjahr 2017 von 
der Unteren Bauaufsichtsbehörde eine Baugenehmigung erhalten. Die 
Wege auf dem Flurstück sollten nach der Baugenehmigung nicht voll ver-
siegelt werden. Das geplante Vorhaben befindet sich im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans (B-Plan) RA 26 „Zülowniederung / Langer Berg“. Die 
Veränderungssperre für das Gebiet des B-Plans RA 26 „Zülowniederung / 
Langer Berg“ ist mit Bekanntmachung am 20.03.2015 und die Verlängerung 
am 20.03.2017 in Kraft getreten. Nun wurde die Ausnahme für die bereits 
errichtete Garagenzufahrt neu beantragt, weil dieser Weg nun vollständig 
versiegelt wurde. Die Gesamt-GRZ inklusive Nebenanlagen beträgt dann für 
das Bauvorhaben 0,373, zulässig laut Festsetzung im Bebauungsplanentwurf 
sind 0,3 (Die Grundflächenzahl (GRZ) gibt an, wie viel Boden eines Grund-
stücks versiegelt oder überbaut werden darf].

Abstimmungsergebnis: 
Ja: 0 / Nein:11 / Enthalten:0

Vergabe eines Erbbaurechts für das Grundstück Zülowpromenade 
18 BV/2018/794

[Das Grundstück ist mit einem Wochenendgrundstück bebaut. Der derzeitige 
Nutzer wünschte eine zeitnahe Vertragsauflösung und die vorzeitige Aus-
schreibung. Das Grundstück wird nicht für die Erfüllung gemeindlicher Auf-
gaben benötigt und liegt nicht innerhalb der förderwürdigen Wohngebiets-
kulisse. Aufgrund der Größe ist das Grundstück auch nicht für die Bebauung 
durch die Gemeinde Rangsdorf, den Eigenbetrieb „Wohnen“ zur Schaffung 
von sozial gefördertem Wohnraum geeignet.]

Der Gemeindevertretung wird die Zustimmung zum Beschlussvorschlag 
empfohlen.

Abstimmungsergebnis:
10 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltungen

Aufhebung des Beschlusses BV/2017/649

[Der Gemeindevertretung wurde die Aufhebung des Beschlusses empfohlen.] 

Weitere Informationen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten finden Sie 
im Bürgerinformationssystem unter www.rangsdorf.de/Politik/Bürgerinfor-
mation

Anfrage von Herrn Mühlmann-Skupien (FDP-Fraktion) vom 06.03.2018  
zur Sitzung der Gemeindevertretung am 08.03.2018

Sehr geehrter Herr Rocher, 
bei unserer letzten öffentlichen Fraktionssitzung haben wir erfahren, dass 
die Kameraden der FFW von Groß Machnow für die geleisteten Einsätze im 
Jahr 2017 bis zum heutigen Tag noch immer auf ihre Aufwandsentschädi-
gung warten.

Deshalb haben wir folgende Frage:

In welcher Regelmäßigkeit und in welcher Form werden die Einsätze der 
gesamten Feuerwehr Rangsdorf abgerechnet?

Mit freundlichen Grüßen
FDP Fraktionsvorsitzender
Jan Mühlmann-Skupien
 
Rangsdorf, 06.03.18

Antwort des Bürgermeisters:

Aufwandsentschädigungen an die Kameraden der Ortsfeuerwehr Groß 
Machnow für geleistete Einsätze im Jahr 2016 sind nicht offen. Die ent-
sprechenden Belege wurden am 13.12.2016 an die Geschäftsbuchhaltung 
übergeben, die Sollbuchungen erfolgten am 14.12.2016. Die Aufwandsent-
schädigungen könnten am 15.12.2016 oder am 16.12.2016 den Konten der 
jeweiligen Kameraden gutgeschrieben worden sein.

Die Aufwandsentschädigungen an die Kameraden der Ortsfeuerwehr Groß 
Machnow  für geleistete Einsätze im Jahr 2017 sind noch offen. Die entspre-
chende Zuarbeit hat die Sachbearbeiterin schon vor einiger Zeit abgefordert, 
sie konnte aber noch nicht geleistet werden. Es sind noch Abstimmungen 
zwischen dem Gemeindewehrführer und dem Ortswehrführer notwendig. 
Danach kann die Zuarbeit entsprechend abgearbeitet werden.
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Die Aufwandsentschädigungen für die Funktionen in beiden Ortsfeuerweh-
ren (GWF, OWF, Gemeindejugendwart, Jugendwart) werden jeweils am 
Ende des laufenden Jahres, oder am Anfang des Kalenderjahres, für das die 
Aufwandsentschädigung den Funktionsträgern zusteht, als Ratenbeleg für 
das gesamte Haushaltsjahr erstellt und der Geschäftsbuchhaltung überge-

ben. Für das Haushaltjahr 2018 ist dies für beide Ortwehren am 28.12.2017 
erfolgt.

gez. Rocher

Pressemitteilung des Bürgermeisters vom 29.03.2018

Information zur Wiederinbetriebnahme  
der Straßenbeleuchtungsanlagen in der Gemeinde Rangsdorf

Auch im Monat März 2018 galt in der Gemeinde Rangsdorf eine vorläufi-
ge Haushaltsführung. Die vorläufige Haushaltsführung kam zustande, weil 
die Mehrheit der Gemeindevertretung aus den Fraktionen von SPD, CDU, 
Linke und Bündnis 90/DIE GRÜNEN einen Kredit mit der Haushaltssatzung 
2018 aufnehmen wollte. Die Haushaltssatzung tritt erst in Kraft, wenn der 
Kredit durch die Kommunalaufsichtsbehörde genehmigt ist. Dies ist bisher 
nicht erfolgt. Die Kreditaufnahme erfolgte entgegen dem Rat der Kommu-
nalsaufsicht und dem Votum des Bürgermeisters. Während der vorläufigen 
Haushaltsführung sind nur pflichtige Aufgaben durch die Gemeinde zu er-
ledigen, die unverzüglich durchgeführt werden müssen. Dies gilt nicht für 
die Straßenbeleuchtung in den Teilbereichen, die nicht durch die Anlieger 
in den vergangenen 25 Jahren mitfinanziert wurden. Wegen der vorläufigen 
Haushaltsführung waren die beiden gemeindlichen Elektriker vorrangig für 
Reparaturen in den Einrichtungen (Kitas, Schulen, Sportstätten) der Gemein-
de eingesetzt gewesen. 

Trotz den vorgenannten Bedingungen, konnte die Straßenbeleuchtung in der 
Walther-Rathenau-Straße nach Kabelverlegungen im Bereich der Usedomer 
Straße komplett wieder in Betrieb genommen werden.

Weiterhin wurden die vorhandenen Beleuchtungen in den Straßen „Unter 
den Eschen“ und „Unter den Eichen“ und in der „Frühlingsstraße“ zwischen 
„Goethestraße“ und Bahn geprüft. Dabei wurde festgestellt, dass diese 
Straßenbeleuchtung, sofern nicht noch neue Fehler auftreten, durch die 
Gemeinde repariert werden könnte. Im Bereich „Unter den Eschen“ ist nur 
zwischen zwei Lampen ein neues Kabel zu legen. Für die Straßen „Unter 
den Eschen“ und für den westlichen Teil der „Frühlingsstraße“ fehlt derzeit 
eine Stromanschlussmöglichkeit. Hierfür müssten neue Kabel in der „Früh-
lingstraße“ zwischen der Kreuzung „Frühlingstraße/Ahornstraße“ und der 
„Goethestraße“ verlegt werden im Rahmen einer Erneuerung und Verbes-
serung der Straßenbeleuchtung, um dann die Straße „Unter den Eichen“ 
und den östlichen Teil der „Frühlingsstraße“ daran anzuschließen. Für diese 
Erneuerung können derzeit keine Aufträge ausgelöst werden, wegen der 
vorläufigen Haushaltsführung. In der Straße „Unter den Eschen“ ist, sofern 

die vorhandenen Kapazitäten der gemeindlichen Elektriker ausreichen und 
Erdarbeiten nach Beendigung der vorläufigen Haushaltsführung wieder 
durchführbar sind, eine Reparatur möglich. Wann diese ausgeführt wird, ist 
zurzeit nicht zu beantworten, da unklar ist, wann die Mehrheit der Gemein-
devertretung für einen gültigen Haushalt für das Jahr 2018 sorgt.

Die Erneuerung und Verbesserung der Straßenbeleuchtung im „Sachsenkor-
so“ zwischen „Großmachnower Straße“ und „Cimbernring“ wird momentan 
gerade ausgeführt. Hier kam es, wegen des nochmaligen Wintereinbruchs 
Ende März, zu Verzögerungen. Dieser Auftrag konnte, da die Ausschreibung 
schon im Jahr 2017 ausgelöst wurde, in diesem Jahr begonnen werden und 
wird zu Ende ausgeführt. Der Abschluss der Maßnahme wird voraussichtlich 
im April 2018 sein.

In der „Großmachnower Straße“ sollen im April 2018, vorausgesetzt, das 
Wetter und auch die Kapazitäten des Bau- und Betriebshofes lassen es zu, 
zwei weitere Lampen vom „Herweghring“ kommend Richtung „Winterfeldal-
lee“ nach einer Neuverkabelung wieder in Betrieb genommen werden. 

Sofern die vorhandenen Kapazitäten es erlauben und noch „Ersatzteile“ zur 
Verfügung stehen, soll im April auch die Straßenbeleuchtung in der Zabels-
bergpromenade, in der südlichen Hochwaldpromenade sowie in der nördli-
chen Heinestraße repariert werden, soweit die möglich ist. In dem Bereich 
ist allerdings noch nicht klar, inwieweit die vorhandenen Kabel weiter ge-
nutzt werden können, die Isolationswerte der Kabel dies noch ermöglichen.

Beschlossen hat die Gemeindevertretung, dass die Straßenbeleuchtung im 
Herweghring (Hochwaldpromenade – Großmachnower Straße und Groß-
machnower Straße – Winterfeldallee) sowie in der Straße „Am Nußbaum“ 
erneuert und verbessert werden soll. Hier müsste nun ein Auftrag für die 
Planung ausgelöst werden. Dies ist im Augenblick aber wegen der vorläufi-
gen Haushaltsführung auch nicht möglich.

Rocher

Stellenausschreibung

Die Gemeinde Rangsdorf sucht ab sofort zwei 

Erzieher/Erzieherinnen

als Schwangerschafts- / Elternzeitvertretungen.

Voraussetzung ist der erfolgreiche Abschluss zum/r staatlich anerkannten 
Erzieher/in.

Eine hohe Einsatzbereitschaft, Belastbarkeit und Teamfähigkeit sind selbst-
verständlich. Außerdem sind gute bis sehr gute Kenntnisse in den Grund-

sätzen der elementaren Bildung und Erziehung, Kenntnisse und Fähigkeiten 
auf dem Gebiet der Beobachtung und Dokumentation sowie Kenntnisse im 
Umgang mit dem PC erforderlich.

Die wöchentliche Arbeitszeit ist flexibel 28 bis 35 Stunden oder 32 bis 40 
Stunden. Die Vergütung erfolgt nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD).

Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen (Anschreiben; Lebenslauf; Be-
urteilungen; Zeugnisse, welche die Ausbildung und bestandene Prüfungen 
dokumentieren) richten Sie bitte bis zum 31.03.2018 an:
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— Mitteilungen des Bürgermeisters —

Gemeinde Rangsdorf
Personalabteilung
Seebadallee 30
15834 Rangsdorf

oder

die E-Mail-Adresse: personalamt@rangsdorf.de.

Falls Sie die Rücksendung ihrer Bewerbungsunterlagen wünschen, legen 
Sie bitte einen adressierten und ausreichend frankierten Briefumschlag bei.
Kosten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, werden nicht 
erstattet.

Einladung zur Mitgliederversammlung der Jagdgenossenschaft Rangsdorf am Donnerstag, 
dem 03. Mai 2018, um 18:00 Uhr im Waldrestaurant Rangsdorf, Sachsenkorso 99

Tagesordnung:
1. 	 Begrüßung und Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung.
2. 	 Bericht des Vorstandes für das Jagdjahr 2017/2018

–	 Kassenbericht
–	 Jagdpacht/bejagbare Fläche
–	 Auszahlung der Auskehransprüche

3. 	 Entlastung des Vorstandes

4. 	 Entwurf eines Haushaltsplanes für das Jagdjahr 2018/2019
5. 	 Sonstiges 

Rangsdorf, den 20.03.2018

gez. Hans-Joachim Fetzer 
Jagdvorsteher

— Ende der Mitteilungen des Bürgermeisters —
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KIRCHLICHE NACHRICHTEN

EV. KIRCHENGEMEINDEN  
RANGSDORF, GROSS MACHNOW/
KLEIN KIENITZ

 SO | 15.04.
09.30 Uhr | Rangsdorf, Gottesdienst
11.00 Uhr | Groß Machnow, Gottesdienst
 SO | 22.04. | 09.30 Uhr
Rangsdorf Abendmahlsgottesdienst
 SO | 29.04.
09.30 Uhr | Rangsdorf, Gottesdienst
11.00 Uhr | Groß Machnow, Gottesdienst
 SO | 06.05. | 09.30 Uhr
Rangsdorf, Gottesdienst mit Konfirman-
denvorstellung
 DO | 10.05. | 09.30 Uhr
Rangsdorf, Gottesdienst
 SO | 13.05.
09.30 Uhr | Rangsdorf, Abendmahlsgot-
tesdienst
11.00 Uhr | Groß Machnow, Gottesdienst

Gemeindebüro Rangsdorf
Die Büroleiterin Frau Greulich erreichen 
Sie im Gemeindezentrum, Kirchweg 2, 
mittwochs von 17 bis 18 Uhr, sowie 
donnerstags von 9 bis 12 Uhr. Bei Frau 
Greulich können Sie das Gemeindekirch-
geld, die Friedhofsunterhaltungsgebühr 
und Spenden einzahlen.
Telefon: 033708/20035,  
E-Mail: EGZ.Rangsdorf@kkzf.de
Der Friedhofsverwalter Herr Krüger ist 
donnerstags von 9 bis 12 Uhr im Büro.
Telefon: 033708/90819,  
E-Mail: friedhof.rangsdorf@kkzf.de
Als Pfarrerin ist Frau Susanne Seehaus 
für alle geistlichen  Belange Ansprech-
partnerin in Rangsdorf, Groß Machnow 
und Klein Kienitz. Pfarrerin Seehaus ist 
zu erreichen im Rangsdorfer Pfarrhaus, 
Ahornstraße 29, Tel.: 033708/904143.
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DER G EMEINDE 
R A N G S D O R FVeranstaltungskalender

April • Mai

14. APRIL

10:00 Uhr | Landesfinale Floorball
Der TSV Rangsdorf spielt im Rahmen der 
Playoffs mit seiner U11 um den Landes-
meistertitel. Neben spannenden Final-
spielen bieten wir auch einen Cate-
ringstand sowie einen Stand mit 
Equipment an. Der Eintritt ist frei. 
 Veranstaltungsort: Sporthalle Fontane 
Gymnasium, Fontaneweg 24 15834 
Rangsdorf
Veranstalter: Turn- und Sportverein 
Rangsdorf 2004 e.V., Tannenweg 12, 
15834 Rangsdorf

10:30 Uhr | Rund um den Rangsdorfer 
See
Eine Radtour über 21 km um den Rangs-
dorfer See mit Einkehr in Jühnsdorf. 
Startgeld 4 Euro. 
 Start: Fontaneplatz, 15834 Rangsdorf 
Veranstalter: Rangsdorfer Radtouren 
und Wanderungen, Erlenweg 38, 15834 
Rangsdorf

13:00 Uhr | Beziehung/ Paare stärken
Vier Schritte zu einer besseren Kommu-
nikation 
 Veranstaltungsort: Evangelisches 
Gemeindezentrum, Kirchweg 2, 15834 
Rangsdorf
Veranstalter: TEAM.F – Neues Leben für 
Familien e.V., Wacholderstraße 36, 15834 
Rangsdorf

14:00 Uhr | KINDER-/BABYSACHEN- 
Frühjahrsflohmarkt in der Kita Purzel-
baum
VERBRINGT EINEN SCHÖNEN NACH-
MITTAG MIT DER GANZEN FAMILIE BEI 
LECKEREM KUCHEN UND AM ABEND 
MIT BRATWURST. JEDER DER MÖCHTE, 
KANN EINEN FLOHMARKTSTAND 
AUFBAUEN. STANDGEBÜHR: 10 EURO 
WIR FREUEN UNS AUF VIELE KLEINE 
UND GROSSE GÄSTE.
 Veranstaltungsort: Kindertagesstätte 
Purzelbaum Rangsdorf; Walther-Rathe-
nau-Straße 9; 15834 Rangsdorf
Veranstalter: Förderverein der Kita 
Purzelbaum Rangsdorf e.V.; 
Walther-Rathenau-Straße 9, 15834 
Rangsdorf

15. APRIL

10:00 Uhr | Naturschutz mit Messer 
und Gabel – Biotopflege
Das „Waldhaus Blankenfelde“ lädt 

nunmehr zum 6. Mal alle aktiven Helfer 
zu einer Naturschutzaktion an den 
Zülowseen ein. Es geht um das Zurück-
drängen des Japanischen Staudenknöte-
rich. Sie erfahren bei der Veranstaltung 
von Dr. Mareike Conrad Wissenswertes 
zur Biologie und auch zur Verwendung 
und Zubereitung dieser Pflanze. 
 Start: Rangsdorf, Sachsenkorso 99, vor 
der Gaststätte Waldrestaurant/ Chinare-
staurant  
Veranstalter: Landschaftspflegeverein 
Mittelbrandenburg e.V.

10:30 Uhr | Genusswanderung zur 
Glasowbachniederung
Wanderung durch die Glasowbach-Nie-
derung mit Einkehr in Blankenfelde. 
Distanz ca. 14 km, Startgeld 5 Euro.  
 Start: Fontaneplatz
Veranstalter: Rangsdorfer Radtouren 
und Wanderungen, Erlenweg 38, 15834 
Rangsdorf

10:30 Uhr | Geburtstagskaffee
Geburtstagskaffee für unsere Ehrenamt-
lichen Geburtstagskinder der Monate 
März und April
 Veranstaltungsort:  Ambulanter 
Palliativ- und Hospizdienst Luckenwalde 
e. V., Saarstraße 1, 14943 Luckenwalde
Veranstalter: Ambulanter Palliativ- und 
Hospizdienst Luckenwalde e.V., Saarstra-
ße 1, 14943 Luckenwalde 

19. APRIL

16:00 Uhr | Nähkurs für Kinder – Rock
Bei diesem Projekt näht ihr einen 
Jerseyrock und erhaltet dabei die not-
wendigen Anleitungen und Erläuterun-
gen zu den Stoffen, Zuschnitt, Nähen, 
Kräuseln und Säumen. Der Kurs besteht 
aus zwei Einheiten (19.04. und 26. April) 
und kostet 45 € pro Person. Im Preis 
enthalten sind alle notwendigen Materi-
alien, die Nutzung sämtlicher Werkzeu-
ge und ein Getränk pro Kurstag. Der Kurs 
endet jeweils um 17.30 Uhr. Wegen der 
begrenzten Platzzahl wird um Anmel-
dung gebeten. 
 Veranstaltungsort: MALU – Lieblings-
stücke für Kinder und Erwachsene, 
Seebadallee 50 (auf dem Kunsthof), 
15834 Rangsdorf
Veranstalter: MALU – Lieblingsstücke für 
Kinder und Erwachsene, Seebadallee 50 
(auf dem Kunsthof), 15834 Rangsdorf

19. APRIL

19:00 Uhr | Nähkurs Erwachsene 
(Einsteiger) – Rock
Bei diesem Projekt nähen Sie in gemütli-
cher Atmosphäre einen Jerseyrock für 
Mädchen oder Frauen und erhaltet dabei 
die notwendigen Anleitungen und 
Erläuterungen zu den Stoffen, Zuschnitt, 
Nähen, Kräuseln und Säumen. Der Kurs 
besteht aus zwei Einheiten (19.04. und 
26. April) und kostet 40,-€ pro Person. 
Der Kurs endet an beiden Kurstagen um 
21.00 Uhr. Wegen der begrenzten Platz-
zahl wird um Anmeldung gebeten. 
Mitzubringen sind: Damen: – Jerseystoff 
Breite 150 cm, Länge 135 cm – Gummi-
band 4cm breit Kinder: – Jerseystoff 45 
cm (92-104), 50 cm (110-116), 95 cm 
(122), 105cm (128), 110 cm (134), 115 cm 
(140-152), 120 cm (158), 125 cm (164-
170) oder 130 cm (176) – Gummiband 4 
cm breit
 Veranstaltungsort: MALU – Lieblings-
stücke für Kinder und Erwachsene, 
Seebadallee 50 (auf dem Kunsthof), 
15834 Rangsdorf
Veranstalter: MALU – Lieblingsstücke für 
Kinder und Erwachsene, Seebadallee 50 
(auf dem Kunsthof), 15834 Rangsdorf

21. APRIL

18:00 Uhr | Trauer und Trauerbewälti-
gung aus der Sicht eines Polizeiseelsor-
gers. Kapellenabend.
Sven Täuber, Polizeiseelsorger des 
Landes Brandenburg, freut sich, anläss-
lich eines Rangsdorfer Kapellenabends 
mit Ihnen ins Gespräch zu kommen. 
Aber: ist Trauer nicht ein unausweichli-
cher, vor jedem Menschen liegender und 
von jedem Menschen zu gehender Weg? 
Gibt es sowas wie ‚Bewältigung‘ oder 
sollten wir nicht besser von Reife, 
Wachstum und individuellen Trauerwe-
gen sprechen? Die Perspektive der 
Einsatzkräfte auf Tod und Trauer ist von 
Extremen geprägt: außergewöhnliche 
Einsätze und die Fülle der Einsätze sind 
oft mehr als ‚man‘ Menschen zumuten 
kann. Und dennoch sind die Einsatzkräf-
te mitfühlende, berührbare Menschen, 
die mit ihren Aufgaben gewachsen sind 
und die ihren individuellen, oft sehr 
weisen Umgang mit Tod und Trauer 
gefunden haben. Wir brauchen das 
Gespräch über unser Menschsein und 
Menschen-Bleiben im Dienst. Wir 
brauchen das Gespräch über unsere 
Trauerkultur und den Respekt vor der 
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Menschwürde. 
  

 Veranstaltungsort: Evangelischer 
Waldfriedhof Rangsdorf, Clara-Zet-
kin-Straße 48, 15834 Rangsdorf
Veranstalter: Evangelischer Waldfried-
hof Rangsdorf, Clara-Zetkin-Straße 48, 
15834 Rangsdorf

22. APRIL

10:30 Uhr | Von Rangsdorf nach Lich-
tenrade
Eine Radtour ins nahe gelegene Lichten-
rade mit Einkehr in einem Biergarten. 
Distanz ca. 32 km, Startgeld 5 Euro.
 Start: Fontaneplatz, 15834 Rangsdorf
Veranstalter: Rangsdorfer Radtouren 
und Wanderungen, Erlenweg 38, 15834 
Rangsdorf

26. APRIL

16:00 Uhr | Nähkurs für Kinder – Rock
Bei diesem Projekt näht ihr einen 
Jerseyrock und erhaltet dabei die not-
wendigen Anleitungen und Erläuterun-
gen zu den Stoffen, Zuschnitt, Nähen, 
Kräuseln und Säumen. Der Kurs besteht 
aus zwei Einheiten (19.04. und 26. April) 
und kostet 45,-€ pro Person. Im Preis 
enthalten sind alle notwendigen Materi-
alien, die Nutzung sämtlicher Werkzeu-
ge und ein Getränk pro Kurstag. Der Kurs 
endet jeweils um 17.30 Uhr. Wegen der 
begrenzten Platzzahl wird um Anmel-
dung gebeten. 
 Veranstaltungsort: MALU – Lieblings-
stücke für Kinder und Erwachsene, 
Seebadallee 50 (auf dem Kunsthof), 
15834 Rangsdorf
Veranstalter: MALU – Lieblingsstücke für 
Kinder und Erwachsene, Seebadallee 50 
(auf dem Kunsthof), 15834 Rangsdorf

19:00 Uhr | Nähkurs Erwachsene 
(Einsteiger) – Rock
Bei diesem Projekt nähen Sie in gemütli-
cher Atmosphäre einen Jerseyrock für 
Mädchen oder Frauen und erhaltet dabei 
die notwendigen Anleitungen und 
Erläuterungen zu den Stoffen, Zuschnitt, 
Nähen, Kräuseln und Säumen. Der Kurs 
besteht aus zwei Einheiten (19.04. und 

26. April) und kostet 40 € pro Person. Der 
Kurs endet an beiden Kurstagen um 
21.00 Uhr. Wegen der begrenzten Platz-
zahl wird um Anmeldung gebeten. 
Mitzubringen sind: Damen: – Jerseystoff 
Breite 150 cm, Länge 135 cm – Gummi-
band 4cm breit Kinder: – Jerseystoff 45 
cm (92-104), 50 cm (110-116), 95cm 
(122), 105 cm (128), 110 cm (134), 115 cm 
(140-152), 120 cm (158), 125 cm (164-
170) oder 130 cm (176) – Gummiband 4 
cm breit 
 Veranstaltungsort: MALU – Lieblings-
stücke für Kinder und Erwachsene, 
Seebadallee 50 (auf dem Kunsthof), 
15834 Rangsdorf
Veranstalter: MALU – Lieblingsstücke für 
Kinder und Erwachsene, Seebadallee 50 
(auf dem Kunsthof), 15834 Rangsdorf

5. MAI

19:00 Uhr | MARX ENGELS INTIM UND 
DAS ANDERE KAPITAL - zum 200. 
Geburtstag von Karl Marx (5.5.1818)
Man kann zu Marx stehen wie man will, 
an der Tatsache, dass er zu den berühm-
testen Deutschen gehört, kommt man 
nicht vorbei. Seine Philosophie und 
Ideologie hat Weltgeschichte gemacht. 
Achim Reichardt würdigt die Persönlich-
keit, Gerlinde Förster nimmt Bezug auf 
die Ausstellung „Das andere Kapital“ 
und Buntspechte lesen aus dem Brief-
wechsel mit Friedrich Engels.
 Veranstaltungsort: Galerie KUNSTFLÜ-
GEL, Seebadallee 45, 15834 Rangsdorf
Veranstalter: Galerie KUNSTFLÜGEL, 
Seebadallee 45, 15834 Rangsdorf	

10. MAI

10:30 Uhr | Landpartie per Fahrrad
Wir laden ein zur Radtour über die 
Felder und Wiesen der Agrargenossen-
schaft Groß Machnow. Die Rundtour 
führt auch durch den Bereich der Zü-
lowniederung. Es wird dabei Interessan-
tes über die Landwirtschaft berichtet 
vom Vorsitzenden der Agrargenossen-
schaft Jürgen Zimmermann.
 Treffpunkt: Rathaus Rangsdorf, See-
badallee 30, 15834 Rangsdorf 
Veranstalter: Landschaftspflegeverein 

Mittelbrandenburg e.V., Jühnsdorfer Weg 
55, 15827 Blankenfelde-Mahlow

18. MAI

19:00 Uhr | IM NAMEN GOTTES
400 Jahre Dreißigjähriger Krieg (23. 5. 1618 
- 15. 5. 1648) 2017 haben wir 500 Jahre 
Reformation gefeiert. Dieses Ereignis hat 
zur Kirchenspaltung im Christentum 
geführt, eine Folge davon ist der dreißig-
jähriger Krieg. Eine aktuelle Parallele um 
die Vorherrschaft einer Religionsgemein-
schaft findet zur Zeit im Islam in Nahost 
statt mit der Auseinandersetzung zwi-
schen Sunniten und Schiiten. Mit einem 
kurzen historischen Abriss und musikali-
scher Begleitung von Soldaten- und 
Freiheitsliedern aus der Zeit erinnern wir 
an den verheerendsten Krieg in Europa als 
Beitrag zum Frieden. Eintritt frei 
 Veranstaltungsort: ASB Seniorenresi-
denz, Seebadallee 19, 15834 Rangsdorf
Veranstalter: ASB Seniorenresidenz, 
Seebadallee 19, 15834 Rangsdorf	

25. MAI

20:00 Uhr | ALTWERD’N IS KEEN KIN-
DERSPIEL – Kabarett-Revue mit Donato 
Plögert
Beginn des 9. Kultursommers in der 
Kulturscheune Der Berliner Entertainer 
schreibt und singt seit vielen Jahren mit 
großem Erfolg Couplets, Chansons und 
Gassenhauer über das Älterwerden. Er 
erzählt von der im Kiez bekannten Alten 
mit dem „Hackenporsche“, vom Alten 
Mann am Fenster, der Frau über dir und 
ihrer Einsamkeit, von der lebenslustigen 
Babette und dem flotten Helmut und der 
unfreiwillig komischen Wohngemein-
schaft dreier über 90-jährigen Schwes-
tern. Er thematisiert mit Witz und 
Humor das Älterwerden mit den positi-
ven und negativen Seiten, frei nach dem 
Motto: „Man ist nie zu alt, um jung zu 
sein. Es kommt nicht darauf an, wie ALT 
man wird, sondern WIE man alt wird.“ 
 Veranstaltungsort: Kulturscheune, 
Seebadallee 53, 15834 Rangsdorf	
Veranstalter: Kulturverein Rangsdorf e. V.
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25 Jahre Partnerschaft:  
Lichtenau – Rangsdorf
BERICHT ÜBER DIE FAHRT ZU FREUNDEN UNSERER PARTNERSCHAFTSGEMEINDE LICHTENAU

Es zeichnete sich vor Abfahrt nach 
Lichtenau ab, dass es nicht viele 

interessierte Rangsdorfer gibt, die zu 
einer 25-Jahrfeier des Bestehens der 
Partnerschaft zwischen den Gemeinden 
Lichtenau und Rangsdorf fahren wür-
den. Vielleicht war der Ansatz verkehrt, 
denn bei Nachfrage bei den Teilnehmern 
des damaligen Festaktes in Lichtenau 
vor 25 Jahren erhielt ich Absagen aus 
Altersgründen, es wäre mit einer Über-
nachtung auch gegangen. Schade ... vor 
fünf Jahren wären sie noch mitgekom-
men.

Was ich nicht verstehe ist, dass weder 
der Vorsitzende der Gemeindevertre-
tung, noch die Fraktionsvorsitzenden 
oder Gemeindevertreter, sich daran 
beteiligen. Es war peinlich, dass sich kein 
Stellvertreter verpflichtet fühlte, den 
krankheitsbedingt ausgefallenen Bür-
germeister zu ersetzen, um Rangsdorf 
bei dem Festakt zu vertreten. Wir Rangs-
dorfer sollten uns nicht wünschen, dass 
Klaus Rocher für längere Zeit ausfällt, 
dann könnte Rangsdorf „von der Bildflä-
che“ verschwinden?

Aber alles das haben uns die lieben 
Gastgeber in Lichtenau nicht spüren 
lassen. Ein paar Stühle weniger und der 
Saal sah voll aus. Einen Bürgermeister 
aus Rangsdorf gab es ja auch, allerdings 
a. D.. Ich war aber als Sprecher der 
Rangsdorfer Senioren Union mitgefah-
ren. Ich habe das Mitfahren zum Jubilä-
um in meinem Kreis bekannt gemacht 
und wir fuhren mit acht Personen für 
zwei Tage nach Lichtenau. Einen 40er 
Bus bekam ich nicht voll. So fuhren wir 
mit dem „Gemeindebus“. Eine sehr gute 
Idee. Toll, was die Gemeinde zur Verfü-
gung stellt. Nach der Fahrt auf der 

Autobahn und durch das Weserbergland, 
der herzliche Empfang durch Bürger-
meister Hartmann im Technologiezent-
rum Lichtenau. Mit frischgebackenem 
Kuchen, Kaffee und belegten Broten. 
Danach in die Unterkünfte und Besuch 
des Klosters Dahlheim. Im Klostersaal 
fand dann der Festakt statt. Keiner hat 
verraten, dass der Landrat vom Kreis 
Paderborn, Manfred Müller auch dort 
sein würde. Die Überraschung für mich 
war gelungen. Wir hatten uns lange 
nicht mehr gesehen. Die Freundschaft 
mit Manfred Müller war ja das Ergebnis 
der Hilfe aus Nordrhein-Westfalen, die 
seit 1990 bis 1992 vor Ort waren. Damals 
war Manfred Müller noch Fraktionsvor-
sitzender der CDU Lichtenau. Als Bürger-
meister war Joseph Sievers dabei und als 
Stadtdirektor Herr Lenz.

Wichtig war damals die Verwaltungs-
hilfe, aber Wahlkampfhilfe gab es 
kostenlos dazu. Ich freute mich, meinen 
Freund Manfred Müller wiederzutreffen. 
Nach dem kurzen Festakt gab es ein 
ausgiebiges Festessen im Klosterkeller. 
Damit war der Freitag vollbracht und 
wir konnten ins Bett. Überrascht mit 
Gastgeschenken haben wir auch. Ich bin 
extra am 1. März nach Klosterzinna 
gefahren und habe dort im Kloster 
Klosterbruder Originalabfüllung gekauft. 
Selbst mit einem einheimischen Aqua-
rellmaler, Dr. Konrad Schwabe, konnten 
wir überraschen. 2016 gezeichnet ...
natürlich Blick auf den Rangsdorfer See.

Der Samstag begann für mich mit 
einem Privatbesuch bei Manfred Müller. 
Mitten in Paderborn ... trotzdem wie auf 
dem Land. So wohnt er mit seiner Frau 
Elke. Wir hatten uns viel zu erzählen, 
während sich unsere Delegation mit 

dem Bürgermeister und der stellvertre-
tende Bürgermeisterin, Frau Rebbe 
Schulte mit Ehemann Klaus Schulte, im 
Stadtgebiet die unterschiedlichen 
Ortsteile ansahen. Etwas hat sich verän-
dert ... überall Windenergieanlagen. Der 
Tourismus ist auch fast eingeschlafen. 
Wenig Gaststätten, wenig Unterkünfte, 
nicht mehr vergleichbar, wie vor 25 
Jahren.

Am Mittag dann verließ uns Herr 
Hartmann, er hatte noch andere Termi-
ne wahrzunehmen. Die Stadtführung 
durch die Innenstadt von Paderborn 
kam einer Nordpoltour nahe. Bei gefühl-
ten 20 Grad Minus waren wir zufrieden, 
als es zur Wewelsburg ging. Nur wenige 
von uns wussten, wie wir die nächsten 
Stunden in der Ausstellung erleben 
werden. Eine sehr „Stille“ Rückfahrt nach 
Holtheim endete im Landgasthof Schä-
fer, mit einem gemeinsamen Abendes-
sen.

Jetzt ging es zum zweiten Mal in die 
Unterkünfte und eine kurze Nacht. 
Insgesamt sind wir mit dem Gemeinde-
bus 1300 km gefahren. Wir hatten 
Freunde besucht. Der Abschiedsschmerz 
war da. Es wird viele Möglichkeiten 
geben, sich wieder zusehen. Danke an 
unsere Gastfamilien Schulte, Köhler und 
an den Bürgermeister Joseph Hartmann 
für diese Organisation.

Herzliche Grüße von Clemens Schulte 
aus Holtheim an Familie Sprenger und 
Helga Pappstein aus Rangsdorf, soll ich 
nicht vergessen zu übermitteln. Sie 
waren vor 25 Jahre Gäste in seinem 
Haus. Vielleicht kann er sie im Septem-
ber wiedersehen, wenn es zum Gegenbe-
such und zur zweiten Unterzeichnung in 
Rangsdorf kommt.
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Abschluss einer tollen Jubiläumssession
ERFOLGREICHE TEILNAHME AM MÄNNERBALLETT-TURNIER DER HAVELNARREN IN BRANDENBURG

Am Samstag den 3. März begab sich 
das Männerballett des GCR Rangs-

dorf e. V. nebst Fan-Tross auf die Fahrt 
nach Brandenburg. Nachdem die Rangs-
dorfer Karnevalisten auf eine erfolgrei-
che Jubiläumssession zurückblicken 
können, sind die Jungs auch jetzt noch 
auf verschiedenen Tanzturnieren 
unterwegs. Diesmal nahmen sie an dem 
Turnier der Brandenburger Havelnarren 
im dortigen Stahlpalast teil. Die dortige 
Halle war bis auf den letzten Platz mit 
mehreren hundert Zuschauern besetzt. 
Bei einer derartigen Kulisse macht es 
natürlich besonders Spaß aufzutreten 
und sich dem Wettkampf der Jury zu 

stellen. Unter tosendem Beifall des 
anwesenden Publikums gingen die 
Männerballette aus Brandenburg und 
Berlin an den Start. Es konnten unglaub-
lich tolle, kreative und natürlich lustige 
Darbietungen bestaunt werden. Auf 
Grund dieser Vielzahl an tollen Auffüh-
rungen ist es für die Jury ausgesprochen 
schwierig gewesen, die Pokale zu vertei-
len. Die Rangsdorfer Truppe konnte den 
Pokal für das „Kreativste Kostüm“ 
gewinnen und belegte in der Gesamt-
wertung einen hervorragenden vierten 
Platz. Sieger wurden die gastgebenden 
Brandenburger Havelnarren vor den 
Gentlemen des DKC Dabendorf und den 

Trebuser Jungs. Dies hatte natürlich eine 
lange Feiernacht inklusive Busrückfahrt 
zur Folge und ist ebenfalls ein großer 
Lohn für die monatelangen Proben mit 
unseren beiden Trainerinnen Juliane 
Hannemann und Biggi Starke. Nun 
freuen wir uns auf den 5. Mai, denn 
dann finden in Delitzsch die ODM 
(Ostdeutschen Männerballettmeister-
schaften) statt. Auch dort werden die 
Tänzer des GCR Rangsdorf e. V. unseren 
Ort bzw. unsere Region würdig vertre-
ten.

Frank Frenzel
Elferratspräsident des GCR Rangsdorf e. V.
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Rangsdorfer Floorball erfolgreich
NÄCHSTE ZIELE: DIE PLAYOFFS UND DER 9. RANGSDORFER FLOORBALL CUP

Vom 16. bis 18. März fand in der 
Berliner Sömmeringhalle und dem 

Mierendorff Campus das diesjährige 
final4 statt. Im Vordergrund standen 
dabei das Halbfinale und Finale im Pokal 
der Damen und Herren. Zusätzlich fand 
am Sonntag der Talentepokal für Kinder 
und Jugendliche statt. 

Der TSV Rangsdorf war mit Mann-
schaften in den Altersklassen U9, U11 
und U13 (siehe Bild) dabei. Wie schon 
beim letzten final4 in Dessau wollten 
alle Mannschaften Turnierluft schnup-
pern und natürlich die Chance nutzen, 
um in einer so großen Halle vor knapp 
2.000 Zuschauern zu spielen. Die Gegner 
kamen aus dem gesamten Bundesgebiet, 
so dass die Konkurrenz sehr groß war. 
Am Ende holte sich die U9 einen Pokal 
für den 2. Platz. U11 (Platz 4) und U13 
(Platz 5) wurden mit Medaillien ausge-
zeichnet. 

Die Floorball Saison steuert dagegen 
auf ihren Höhepunkt zu. Es sind nur 
noch wenige Punkte zu vergeben. Fest 
steht, dass die U11 als 1. Platzierter in die 

Playoffs geht. Diese finden am 14. April 
in der Rangsdorfer Fontane Sporthalle 
statt. Dabei soll vor heimischem Publi-
kum nichts Geringeres als der Landes-
meistertitel her. Am 15. April müssen 
dagegen die Herren in Berlin als Zweit-
platzierte in die Playoffs. Eine starke 
Saison soll mit einer sehr guten Platzie-
rung beendet werden. Auch U13 (Platz 5) 

und U15 (Platz 3) wollen ihre Platzierun-
gen noch weiter verbessern.

Am 16. und 17. Juni lädt der TSV 
Rangsdorf wieder zum Turnier ein. Für 
den 9. Rangsdorfer Floorball Cup haben 
sich Mannschaften aus dem gesamten 
Bundesgebiet angemeldet. Zwei Tage 
Floorball. Ein tolles Event, dass man sich 
nicht entgehen lassen sollte.

Ein Verein feiert Geburtstag 
25 JAHRE LANDSCHAFTSPFLEGEVEREIN MITTELBRANDENBURG E. V.    

Im  November 1993 wurde der 
Landschaftspflegeverein, damals 

noch Verein für Landschaftspflege und 
Umweltschutz Teltow Fläming e. V. 
gegründet. Eins der ersten größeren 
Projekte des Vereins war die ABM 
Konversationsmaßnahme auf dem 
ehemaligen „Russengelände“ am Rangs-
dorfer See mit dem Ziel:  Anlegen eines 
Wanderweges. Jürgen Muschinsky 
(langjähriges Vorstandsmitglied) berich-
tet: Wir haben durch das Arbeitsamt 
Zossen signalisiert bekommen: bean-
tragt eine ABM und ihr bekommt sie mit 
einem Sachkostenanteil von 2x 10 % 
genehmigt.  Das bedeutet: Arbeit für ein 
Jahr,  für 27 Menschen, wenn es geht aus 
Rangsdorf mit Landwirtschaftsbezug (es 
drohte für viele Langzeitarbeitslosigkeit) 
und ohne Auto oder Führerschein. Der 
Arbeitsplatz war mit dem Fahrrad zu 
erreichen.  Vorbedingungen, die nur mit 
Hilfe von Verwaltung, Landwirtschaft, 
Landschaftsgartenbau, Potsdamer 
Immobilienverwaltung und Wachschutz 
zu realisieren waren. Die Politik, die 
Gemeinde, der Kreis und das Land 
mußten hier funktionieren.

Die Besonderheit war: die russische 

Armee war noch nicht weg. Mit ihr 
gemeinsam wurde am Trink-, Abwasser 
und Stromnetz gearbeitet. Die Gemeinde 
Rangsdorf hat mit Hilfe vom Architek-
tenbüro Michael Möbius alle Gebäude 
bautechnisch zu erfassen. Mit der 
russischen Armee wurde abgesprochen, 
wo sie entkernen können. So wurden ein 
Grundschulgebäude und Mehrfamilien-
blöcke zur Weiternutzung vorbereitet.

Welche Ziele hatte der Landschafts-
pflegeverein dabei?

Das Grün zwischen See und Birkenal-
lee (heute Stauffenberg Allee) sollte 
erhalten bleiben. Der Spaziergang zum 
See sollte garantiert sein. Die alten leer 
stehenden und verfallenen Holzhäuser 
in Seenähe sollten weg. Es  gab einen 
alten beleuchteten Aufmarschweg der 
russischen  Wachen entlang am See 
vorbei am Aero Club. Diesen alten Weg 
haben wir vermessen, verbreitert mit 
Tiergartenband versehen und mit einem 
wasserdurchlässigen Sandgemisch 
bedeckt. (Fachliche Hilfe gab die Firma 
Pro Arkades). Um die Nutzung des Weges 
überhaupt zu ermöglichen, mußte am 
Ende der Seepromenade  die nichtvor-
handene Brücke ersetzt werden.

Im Juni 195 war es dann geschafft!
Ein Teilstück vom Rundweg um den 

Rangsdorfer See konnte eröffnet werden.  
Hierbei handelt es sich um die Verlänge-
rung der Strandpromenade mit Neubau 
der Brücke über den letzten Kanal am 
See bis zur Zülowkanalbrücke hinter 
dem Wehr. 

Der Uferweg wurde mit Bänken und 
Aussichtsplattformen ausgestattet. Die 
Immobilie (das spätere  Gelände der 
Seeschule) wurde mit einem Zaun 
versehen. Auch wenn heute die damals 
errichteten Aussichtsplattformen schon 
lange durch neue ersetzt worden sind, so 
ist doch der Weg erhalten und lädt heute 
alle Rangsdorfer und seine  Besucher 
und Gäste zum Spaziergang entlang des 
Seeufers ein …

Ja und das haben wir dem Verein zu 
verdanken und seinen engagierten 
Vorstandsmitgliedern Stephan Parsiegla, 
Reinhard Baier und Jürgen Muschinsky, 
die seit 1993 ehrenamtlich den Verein 
leiten bzw. geleitet haben.

Geschäftsstelle
Landschaftspflegeverein
 Mittelbrandenburg e. V.
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Beim Arzt und im Krankenhaus
KINDERN DIE ÄNGSTE NEHMEN

Bisher ging Phillip gerne zur 
Kinderärztin, aber jetzt wehrt 

er sich sogar gegen das Abhören 
mit Händen und Füßen. Ver-
ständnisvolle Kinderärzte 
mildern die Angst, indem sie 
einzelne Untersuchungen erst einmal 
an Mama, Papa oder dem Teddy vorma-
chen. Für Kinder ist das eine gute Mög-
lichkeit, sich der Situation probeweise zu 
nähern: Erst wird ihr Liebstes der Gefahr 
ausgesetzt und dann erst sie selbst. 
Schon vor dem Arztbesuch können Sie 
mit Ihrem Kind über das reden, was der 
Arzt wahrscheinlich machen wird. Oder 
Sie schenken ihm einen richtigen 
Arztkoffer – ausführlich zu spielen, was 
der Doktor macht, hilft, die Angst in den
Griff zu kriegen.
Wenn ein Kind ins Krankenhaus muss, 
ist die ganze Familie in Aufregung. 
Heute bieten die meisten Krankenhäu-
ser die Möglichkeit, dass Eltern – auch 

nachts – bei Ihrem Kind bleiben 
können. Trotzdem bleibt die Sorge, 
ob alles gut gehen wird. Lassen Sie 
sich vom Arzt genau informieren, 
damit Sie wissen, was auf Sie und 

Ihr Kind zukommt. Ihr Kind hat 
wahrscheinlich Angst vor dem, was 

mit ihm geschieht, und vielleicht auch 
vor der fremden Umgebung.
•	Sprechen Sie schon vorher mit Ihrem 

Kind über den Krankenhausaufenthalt. 
Bilderbücher und Arztkoffer können 
dabei helfen.

•	Nehmen Sie vertraute Dinge von zu 
Hause mit: Das Plakat aus dem Kinder-
zimmer, das geliebte Schmusetier, 
Papas Hut oder Mamas Schal sind 
Sachen, die auch im Krankenhausbett 
ein bisschen Zuhause verbreiten.

•	Machen Sie einen Besuchsplan und 
einen Plan für zu Hause. Besonders, 
wer mehr als ein Kind hat oder beruf-
lich fest eingespannt ist, muss seine 

Zeit gut einteilen. Vielleicht können 
Oma, Opa, Paten oder Nachbarn 
einspringen – am besten

nacheinander und nicht alle auf einmal.
Sabine Weczera M.A.

Elternbriefe Brandenburg

I N FO
Interessierte Eltern können diesen und 
alle weiteren Briefe kostenfrei über die 
Internetpräsenz des Arbeitskreises Neue 
Erziehung e. V. , oder per 
E-Mail an ane@ane.de, über eine 
Sammelbestellung in Ihrer Kita oder per 
Telefon 030-259006-35 bestellen. Die 
Elternbriefe kommen altersentsprechend 
bis zum 8. Geburtstag in regelmäßigen 
Abständen nach Hause, auch für Ge-
schwisterkinder.

Die kostenlose Verteilung der ANE-Elternbriefe im 
Land Brandenburg wird gefördert durch das Minis-
terium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie (MASGF).

ELTERNBRIEF

2 Jahre, 
6 Monate
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